
www.mais.nrw.de

Gefährdungsbeurteilung am Arbeitsplatz.
Ein Handlungsleitfaden der Arbeitsschutzverwaltung 
des Landes Nordrhein-Westfalen.



Herausgeber

Ministerium für Arbeit,

Integration und Soziales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Fürstenwall 25

40219 Düsseldorf

Telefax: 0211 855 3211

www.mais.nrw.de

info@mais.nrw.de

Inhaltliche Bearbeitung

Projektgruppe „Gefährdungsbeurteilung“

der Arbeitsschutzverwaltung Nordrhein-Westfalen,

überarbeitet 10/2013 von:

Susanne Arndt-Zygar, Bezirksregierung Detmold,

Dr. Jörg Zschoche, Bezirksregierung Arnsberg

Gestaltung 

designlevel 2

Druck

Druckhaus Tecklenborg, Steinfurt

Auf FSC-zertifiziertem Papier gedruckt.

Diese Publikation ist urheberrechtlich geschützt.

Jede Verwertung, die nicht ausdrücklich vom

Urheberrechtsgesetz zugelassen ist, bedarf der

vorherigen Zustimmung des Herausgebers.

Düsseldorf, April 2014, 11. aktualisierte Auflage

Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Landesregierung Nordrhein-Westfalen herausgegeben. Sie darf weder 

von Parteien noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern während eines Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies 

gilt für Landtags-, Bundestags- und Kommunalwahlen sowie auch für die Wahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments. Missbräuch-

lich ist insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informationsständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken oder 

Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwer-

bung. Eine Verwendung dieser Druckschrift durch Parteien oder sie unterstützende Organisationen ausschließlich zur Unterrichtung ihrer 

eigenen Mitglieder bleibt hiervon unberührt. Unabhängig davon, wann, auf welchem Weg und in welcher Anzahl diese Schrift der 

Empfängerin oder dem Empfänger zugegangen ist, darf sie auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl nicht in einer Weise 

verwendet werden, die als Parteinahme der Landesregierung zugunsten einzelner Gruppen verstanden werden könnte.



3 Vorwort

Gefährdungsbeurteilungen –
strategische Chance statt lästige Pflicht

Betriebe, die sich bei den heutigen Herausforderungen 

am Markt behaupten wollen, brauchen optimale Arbeits-

abläufe und engagierte, kompetente und gesunde 

Beschäftigte.

Der moderne Arbeitsschutz ist mehr als ein Instrument 

zur Vermeidung von Arbeitsunfällen und Berufskrankhei-

ten. Konsequenter Arbeitsschutz fördert gesunde 

Arbeitsplätze, erhöht die Qualität der Arbeit und hilft 

damit, den betrieblichen Erfolg zu sichern. 

Ein wesentliches Instrument ist dabei die Gefährdungsbeurteilung.

Das Arbeitsschutzgesetz verlangt vom Arbeitgeber, die mit der Arbeit verbundenen Gefährdungen 

zu ermitteln, sie zu beurteilen und entsprechende Maßnahmen festzulegen. 

Gerade bei Klein- und Mittelbetrieben steht dann oft die Befürchtung im Raum, dass zusätzliche 

Kosten den Betrieb belasten. Systematische Gefährdungsbeurteilungen führen aber nicht nur zu 

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz, sie steigern auch die Produktionssicherheit und schüt-

zen vor teuren Stillständen und Ausfällen. Nur mit gesunden und leistungsstarken Beschäftigten 

„läuft“ der Betrieb.

Arbeitsschutzmaßnahmen sind gewinnbringende Investitionen in die Zukunft. Gefährdungsbeur-

teilungen, als Managementinstrument verstanden, bilden eine strategische Chance zur Sicherung 

und Entwicklung von Unternehmen und Betrieben.

Dieser aktualisierte Handlungsleitfaden entspricht inhaltlich der zwischen den Bundesländern 

und den Unfallversicherungsträgern abgestimmten und mittlerweile aktualisierten „Leitlinie 

Gefährdungsbeurteilung und Dokumentation“. Er führt branchenübergreifend Schritt für Schritt 

durch den Prozess.

So können die gesetzlichen Anforderungen an jedem Arbeitsplatz und bei jeder Tätigkeit passge-

nau und unbürokratisch umgesetzt werden.

Guntram Schneider

Minister für Arbeit, Integration und Soziales 

des Landes Nordrhein-Westfalen
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5 Einführung

Einführung 

Unfallverhütung kennt jeder. Moderner Arbeitsschutz 
ist mehr: Er umfasst neben der Unfallverhütung auch 
das Vermeiden von Gesundheitsgefahren bei der Arbeit 
und das Wohlbefinden am Arbeitsplatz. Denn immer 
gilt: Die Gesundheit des Einzelnen ist wichtig für den 
Erfolg des gesamten Betriebes. Durch das Arbeits-
schutzgesetz wird im deutschen Recht dieser moderne 
Arbeitsschutzbegriff verankert. Es eröffnet große 
Handlungsspielräume, betont die Verantwortung der 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber und gibt Ziele für 
den effektiven Arbeitsschutz vor. Die Arbeitsbedin-
gungen sollen kontinuierlich sicherer und gesünder 
werden. 

Ganzheitliche Herangehensweise 
Arbeitsschutz umfasst alle Maßnahmen, die dazu bei
tragen, Leben und Gesundheit der arbeitenden Men-
schen zu schützen, ihre Arbeitskraft zu erhalten und 
die Arbeit menschengerecht zu gestalten. Dazu gehö-
ren technische, organisatorische, ergonomische und 
verhaltensbezogene Maßnahmen sowie der soziale 
Arbeitsschutz. Das Arbeitsschutzgesetz erfasst alle 
Beschäftigtengruppen in der Privatwirtschaft und im 
öffentlichen Dienst. Arbeitsschutz ist für alle und 
überall gleich: Die staatlichen Regelungen gelten für 
die gewerblichen Unternehmen, die Privatwirtschaft, 
die Landwirtschaft und den öffentlichen Dienst. Damit 
Arbeitsschutz von allen akzeptiert und immer weiter 
verbessert wird, ist es wichtig, auch über Arbeitsschutz-
themen im Betrieb zu sprechen. Die eigene Gesund-
heit und damit der Arbeitsschutz geht alle an. 

Organisation des Arbeitsschutzes 
Die Verantwortung für die Umsetzung und Durchfüh-
rung des betrieblichen Arbeitsschutzes liegt bei den 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern:

n 	� Sie treffen die notwendigen Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes. 

n 	� Sie überprüfen die Maßnahmen auf ihre Wirksam-
keit und passen sie an sich ändernde Gegeben
heiten an. 

n 	� Sie sorgen für eine geeignete Arbeitsschutz
organisation. 

n 	� Sie haben die Kosten für die Maßnahmen zu tragen. 

Eigenverantwortlich müssen sie alle Arbeitsschutz-
maßnahmen planen und durchführen, um ihre Be-
schäftigten vor gesundheitlichen Schädigungen zu 
schützen. Dies gilt nicht nur für bestehende Arbeits-
plätze, sondern auch für Neuplanungen und Umor-
ganisationen. Dabei müssen die Beteiligungsrechte 
der Beschäftigten und deren Vertretungen beachtet 
werden.

Unterstützung durch Betriebsärztinnen/-ärzte und 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
Die Themenvielfalt des Arbeitsschutzes kann nur in 
den seltensten Fällen durch den Arbeitgeber bzw. die 
Arbeitgeberin alleine überblickt werden. Zur notwen-
digen Unterstützung sind – so fordert es auch das Ar-
beitssicherheitsgesetz – Betriebsärzte und Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit zu bestellen (siehe Seite 23 f.). 
Diese haben insbesondere die Arbeitgeberin bzw. den 
Arbeitgeber und die sonst für den Arbeitsschutz und 
die Unfallverhütung verantwortlichen Personen u. a. 
bei der Gefährdungsbeurteilung zu beraten. 
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Unterstützung durch die Beschäftigten 
Die Beschäftigten wissen häufig sehr gut, was sie krank 
macht oder wodurch Unfälle verursacht werden kön-
nen. Andererseits haben sie auch Ideen, wie die Arbeit 
besser gestaltet werden könnte. Es lohnt sich, dieses 
Wissen zu nutzen und Vorkehrungen zu schaffen, dass 
die Beschäftigten, so wie es auch das Arbeitsschutz-
gesetz fordert, die Arbeitgeberin/den Arbeitgeber bei 
der Arbeitssicherheit und dem Gesundheitsschutz 
unterstützen können. 

Gefährdungsbeurteilung 
Um eine konsequente Verbesserung im Arbeitsschutz 
zu erreichen, müssen alle Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgeber eine Gefährdungsbeurteilung durchführen.
Damit erfüllen sie die Forderungen aus dem Arbeits-
schutzgesetz und aus weiteren Rechtsvorschriften. 
Die Gefährdungsbeurteilung betrachtet alle voraus-
sehbaren Arbeitsabläufe im Unternehmen. 

Dazu gehören auch die nicht gewöhnlichen Arbeitszu-
stände z. B. bei Wartung, Instandhaltung und Repara-
tur. Aus den ermittelten und beurteilten Gefährdungen 
am Arbeitsplatz werden die sich daraus ergebenden 
Arbeitsschutzmaßnahmen festgelegt, durchgeführt 
und ihre Wirksamkeit überprüft. Diese obligatorische 
Vorgehensweise ist unabhängig von der Beschäftig-
tenzahl. Der Umfang der Gefährdungsbeurteilung ori-
entiert sich an den betrieblichen Anforderungen und 
Gegebenheiten. Es bestehen genügend Freiräume für 
die Vorgehensweise. Entscheidend ist, sich systema-

tisch ein Bild von den Gefährdungen in dem Betrieb 
zu machen, um anschließend Schutzmaßnahmen für 
die Beschäftigten festzulegen und umzusetzen. Damit 
wird gewährleistet, dass Arbeitsschutzmaßnahmen 
wirksam und zielgenau durchgeführt werden.
 
Auch wenn keine Beschäftigten tätig sind und der Unter-
nehmer oder die Unternehmerin alleine arbeitet, kann 
es erforderlich sein, die mit der Arbeit zusammenhän-
genden Gefährdungen zu beurteilen. Dies ist verpflich-
tend bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen, durch die auch 
betriebsfremde Personen geschädigt werden können. 

Die Schritte der Gefährdungsbeurteilung (siehe Grafik) 
sollten wie ein Kreislauf im Sinne eines kontinuier
lichen Verbesserungsprozesses organisiert sein – so 
wie es für andere betriebliche Themen praktiziert 
wird. Vorteilhaft ist es daher, wenn sich die Betriebs-
führung diese Schritte des Arbeitsschutzes für das 
Führungshandeln zu eigen macht. 

Dokumentation 
Arbeitgeberinnen bzw. Arbeitgeber müssen grund-
sätzlich über eine schriftliche Dokumentation verfü-
gen, aus der die Ergebnisse der Prozessschritte 
n 	� Beurteilen der Gefährdungen,
n 	� Festlegen konkreter Arbeitsschutzmaßnahmen 

und
n 	� Überprüfen der Durchführung und der Wirksam-

keit der Maßnahmen 
hervorgehen. 

Einführung
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Prozess der Gefährdungsbeurteilung

Die Dokumentation ist für die Führungskräfte eine 
wertvolle Basis für den betrieblichen Arbeits- und 
Gesundheitsschutz. Sie sammelt und vermittelt die 
innerbetrieblichen Gefährdungen und Schutzmaßnah-
men. Sie zeigt den Stand der Maßnahmenumsetzung 
und dient damit der innerbetrieblichen Transparenz 
der betrieblichen Arbeitsschutzsituation. Zugleich 
belegt sie gegenüber den Arbeitsschutzbehörden, 
dass Arbeitgeberinnen bzw. Arbeitgeber ihren Ver-
pflichtungen, für gute und sichere Arbeitsplätze zu 
sorgen, nachgekommen sind. 

Durch den Prozess der Gefährdungsbeurteilung und 
Dokumentation können Unfälle verhindert, arbeits-
bedingte Erkrankungen vermieden und dadurch auch 
Kosten eingespart werden. Mit der Gefährdungsbeur
teilung legen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber einen 
wichtigen Grundstein der Gesunderhaltung ihrer Be-
schäftigten und somit auch der „Gesundheit“ ihres 
Betriebes. Gleichzeitig bauen sie hiermit wesentliche 
Elemente eines systematischen Arbeitsschutzhan-
delns auf.

1. Vorbereiten

2. Ermitteln

3. Beurteilen

4. Festlegen5. Durchführen

6. Überprüfen

7. Fortschreiben

Dokumentieren
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Die sieben Schritte der Gefährdungsbeurteilung 

Bewährt haben sich folgende Schritte, die wie ein 
roter Faden durch die Gefährdungsbeurteilung führen:

1.		� Vorbereiten: Festlegen von Arbeitsbereichen 
und Tätigkeiten,

2. 	� Ermitteln der Gefährdungen, 
3.		 Beurteilen der Gefährdungen, 
4. 	 Festlegen konkreter Arbeitsschutzmaßnahmen, 
5. 	� Durchführen der Maßnahmen, 
6. 	� Überprüfen der Durchführung und der 
		  Wirksamkeit der Maßnahmen, 
7. 	� Fortschreiben der Gefährdungsbeurteilung. 

Wenn Sie die empfohlenen Schritte abarbeiten, 
durchlaufen Sie den Prozess der Gefährdungs
beurteilung wie es vom Arbeitsschutzgesetz und 
anderen gesetzlichen Vorschriften vorgesehen ist.

1. Vorbereiten 

1.1 	Wer trägt eigentlich die Verantwortung? 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sind für die Durch-
führung der Gefährdungsbeurteilung und für Sicher-
heit und Gesundheitsschutz in ihrem Betrieb verant-
wortlich. Einzelne Aufgaben, wie das Durchführen der 
Gefährdungsbeurteilung, können sie – möglichst schrift-
lich – an zuverlässige und fachkundige Personen dele-
gieren. Diese Beauftragung muss genau beschreiben, 
welche Aufgaben übertragen werden. Damit sind 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber aber nicht von der 
Gesamtverantwortung befreit! Sofern sie Aufgaben an 
die Verantwortlichen der jeweiligen Arbeitsbereiche 
delegieren, müssen sie sich davon überzeugen, ob und 
wie die Beauftragten ihren Aufgaben nachkommen. 

1.2 	Wer kann mir helfen? 
Interne und/oder externe Experten können Sie unter-
stützen. Interne Experten sind die Fachkraft für Arbeits-
sicherheit, die Betriebsärztin oder der Betriebsarzt und 
die Sicherheitsbeauftragten. Wenn Sie einen Arbeits-
schutzausschuss haben – in Betrieben mit mehr als 
20 Beschäftigten Pflicht –, binden Sie diesen mit ein. 
Nutzen Sie die besonderen Arbeitsplatzkenntnisse 
und Erfahrungen Ihrer Beschäftigten. Besprechen Sie 
gemeinsam, auch mit dem Betriebs- oder Personalrat, 
welche Gefährdungen und Abhilfemöglichkeiten sie 

Abb. 1  Beispiel: Erfassen der Betriebsorganisation

*Sonstige: z. B. Beschäftigte ohne ausreichende Deutschkenntnisse, Praktikantinnen/Praktikanten, Berufsanfängerinnen/Berufsanfänger

Beschäftigte davon 
Jugendliche

Menschen mit 
Behinderungen

Schwangere Zeitarbeiter Sonstige*

weiblich 2 1

männlich 12 – 2

gesamt 14

Betrieb: Tischlerei Müller	 Inhaberin/Inhaber: M. Müller

Betriebsrat: 	 S. Schmidt
Fachkraft für Arbeitssicherheit: 	 Büro für Arbeitsschutz, B. Bosch
Betriebsärztin/Betriebsarzt: 	 Dr. Schulz
Sicherheitsbeauftragte/Sicherheitsbeauftragter: 	 F. Fischer
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sehen. Externe Hilfe erhalten Sie von arbeitsmedizini-
schen und sicherheitstechnischen Diensten, Unter-
nehmensberatungen oder Berufsverbänden. 

Darüber hinaus beraten Sie die Arbeitsschutzexperten 
Ihrer zuständigen Bezirksregierung (siehe Seite 39) 
sowie Ihr Unfallversicherungsträger. Von diesen Arbeits-
schutzexperten sind zahlreiche Handlungshilfen zur 
Gefährdungsbeurteilung entwickelt worden, die Sie in 
dem branchenübergreifenden Internetportal Gefähr-
dungsbeurteilung (www.gefaehrdungsbeurteilung.de) 
finden. Das Portal liefert Hintergrundinformationen und 
erleichtert mit Hilfe einer Datenbank inklusive diverser 
Recherchemöglichkeiten den Zugriff auf Handlungs-
hilfen. 

1.3 	Wie fange ich an? 
Erfassen Sie als Erstes die Betriebsorganisation (Bei-
spiel siehe Abb. 1, Seite 8; Vorlage siehe Praxishilfen  
Seite 36). Danach stellen Sie fest, welche Arbeitsbe-
reiche es in Ihrem Betrieb gibt, wer dort die Verant-
wortung für den Arbeitsschutz hat und welche Tätig-
keiten dort ausgeführt werden (Beispiel siehe Abb. 2, 
Seite 9; Vorlage siehe Praxishilfen Seite 37). Denken 
Sie dabei auch an besondere Personengruppen wie 
Jugendliche, werdende oder stillende Mütter, Beschäf-
tigte ohne ausreichende Deutschkenntnisse, Menschen 
mit Behinderung, Zeitarbeitnehmerinnen und Zeitar-
beitnehmer, Praktikanten, Berufsanfängerinnen und 
Berufsanfänger. 

1.4	Welche Gesetze und Vorschriften muss ich 
beachten? 
Orientieren Sie sich an den im Kapitel „Rechtliche 
Grundlagen” aufgeführten Arbeitsschutzvorschriften 
(siehe Seite 20 ff.) sowie an den Vorschriften Ihres 
Unfallversicherungsträgers. Die Arbeitsschutzvor-
schriften betreffen einzelne Personengruppen (z. B. 
Jugendliche, Mütter) oder gehen auf besondere 
Gefährdungen (z. B. beim Umgang mit biologischen 
Arbeitsstoffen oder Gefahrstoffen, beim Handhaben 
schwerer Lasten oder beim Arbeiten unter Lärm- oder 
Vibrationseinwirkungen) ein. Aufgrund der Themen-
vielfalt ist in der Regel eine Beratung durch eine Fach-
kraft für Arbeitssicherheit oder einen Betriebsarzt/
eine Betriebsärztin unumgänglich.

1.5 Welche Unterlagen aus meinem Betrieb kann 
ich verwenden? 
Nutzen Sie zum Erkennen und Beurteilen der Gefähr-
dungen die Berichte der bestellten Betriebsärztinnen/
Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, 
die Erkenntnisse des Arbeitsschutzausschusses, 
Unfallanzeigen, Berufskrankheitenanzeigen, Verband-
bücher, Krankheitsstatistiken und Gesundheitsberich-
te, innerbetriebliche Unterlagen zu Lärmmessungen, 
Gefahrstoffen und Geräteprüfungen etc. Denken Sie 
an alle innerbetrieblichen Regelungen, die den Arbeits-
schutz betreffen oder ihn mit einschließen. In Ihrer 
Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung können 
Sie darauf verweisen.

Abb. 2  Beispiel: Erfassen der Arbeitsbereiche/der Verantwortlichen/der Tätigkeiten

Tischlerei Müller

Arbeitsbereich: Lager 
verantwortlich: M. Maier

Tätigkeit: 	
1.	� Be- und Entladen von 

Ware 
2. 	Staplertransport
3. 	Lacke umfüllen 
4. 	…

Arbeitsbereich: Büro 
verantwortlich: M. Müller

Tätigkeit: 	
1.	� Bildschirmarbeit 
2. 	…

Arbeitsbereich: Produktion 
verantwortlich: M. Maier

Tätigkeit: 	
1.	� Sägen mit Kreissäge 
2. 	Hobeln
3. 	�Lackieren am  

Lackierstand 
4. 	…
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1.6 	Wen muss ich beteiligen? 
Durch Beteiligung Ihrer Beschäftigten am Arbeitsschutz 
schaffen Sie die Voraussetzungen dafür, dass diese 
ihren Mitwirkungspflichten auch wirklich nachkommen. 
Es ist günstig für Sie, Ihre Beschäftigten für den Arbeits-
schutz zu sensibilisieren. Machen Sie z. B. eine Mitar-
beiterbefragung oder eine gemeinsame Arbeitsplatz-
begehung. Die Beteiligungsrechte der Betriebs- oder 
Personalvertretung sind zu beachten.

Tipp: Mehrere Schultern tragen besser. Beziehen 
Sie alle in die Vorbereitung der Gefährdungsbeur-
teilung ein. Nutzen Sie, falls vorhanden, Ihren 
Arbeitsschutzausschuss mit seinen Mitgliedern nach 
dem Arbeitssicherheitsgesetz (siehe Seite 23).

2. Ermitteln 

2.1 Was muss ich ermitteln? 
Grundsätzlich müssen alle Gefährdungen, die Ihre 
Beschäftigten bei der Arbeit betreffen können, ermit-
telt werden. Überprüfen Sie für jeden Tätigkeitsbe-
reich Ihres Betriebes, ob und welche Gefährdungen 
dort auftreten können. Die Checkliste möglicher 
Gefährdungsfaktoren (siehe Beispiel Seite 11 sowie 
Vorlage unter Praxishilfen Seite 34 f.) kann Ihnen als 
Orientierungshilfe hierfür dienen. Berücksichtigen Sie 
auch die besonderen Personengruppen oder außerge-
wöhnliche Tätigkeiten (z. B. seltene Reparaturarbeiten). 
Spezielle Vorschriften geben Hinweise auf besonders 
zu beachtende Gefährdungen (z. B. für Jugendliche, 
werdende oder stillende Mütter, durch Gefahrstoffe, 
biologische Arbeitsstoffe, siehe dazu Seite 21).

2.2 Was sind Gefährdungen? 
Alles, was zu Unfällen oder zu Beeinträchtigungen 
der Gesundheit führen könnte, sind Gefährdungen.
Sie ergeben sich insbesondere aus:
n		� der Gestaltung und der Einrichtung der Arbeits-

stätten und der Arbeitsplätze,
n		� physikalischen, chemischen, biologischen und 

psychischen Belastungen,
n		� der Gestaltung, der Auswahl und dem Einsatz von 

Arbeitsmitteln, insbesondere von Arbeitsstoffen, 
Maschinen, Geräten und Anlagen sowie dem 
Umgang damit,

n		� der Gestaltung von Arbeits- und Fertigungsver
fahren, Arbeitsabläufen und Arbeitszeit und deren 
Zusammenwirken,

n		� der unzureichenden Qualifikation und Unter
weisung der Beschäftigten.

Gefährdungen entstehen auch dadurch, dass der 
Arbeitsschutz innerbetrieblich zu wenig beachtet wird 
und es nicht organisiert ist, wie Gefährdungen erkannt, 
Schutzmaßnahmen erstellt, durchgeführt und kont-
rolliert werden (vgl. Kapitel „Betriebliche Arbeitsschutz-
organisation“, Seite 18 ff).

2.3 Wo und wann treten Gefährdungen auf? 
Gefährdungen können in allen Tätigkeitsbereichen 
(z. B. Produktion, Verwaltung, Lager) und bei allen 
möglichen Betriebszuständen (z. B. Normalbetrieb, 
Instandsetzung, Anfahrbetrieb) auftreten. 

2.4 Wie kann ich Gefährdungen ermitteln? 
Die Checkliste, Seite 11, ermöglicht Ihnen ein syste-
matisches Vorgehen bei der Ermittlung möglicher 
Gefährdungen an den einzelnen Arbeitsplätzen. Nutzen 
Sie auch die branchenspezifischen Kenntnisse und 
Informationen Ihres Unfallversicherungsträgers. In 
jedem Fall sind die Gefährdungen vor Ort an den jewei-
ligen Arbeitsplätzen bzw. Tätigkeiten zu ermitteln. 

Ersparen Sie sich doppelte Arbeit: 
Bei gleichartigen Betriebsstätten, gleichen Arbeitsver
fahren und Arbeitsplätzen werden die Gefährdungen 
nur einmal ermittelt und beurteilt. 

Dies trifft z. B. auf Bildschirmarbeitsplätze in gleich 
konzipierten und gleich ausgestatteten Büroräumen zu.

Tipp: Denken Sie auch an psychische Belastungen 
bei der Arbeit und berücksichtigen Sie diese bei 
Ihrer Gefährdungsbeurteilung. Überforderung, aber 
auch Unterforderung am Arbeitsplatz, monotone 
Tätigkeiten, Überstunden und Arbeit zu ungünsti-
gen Zeiten können das Wohlbefinden Ihrer Beschäf-
tigten negativ beeinflussen und sie auf Dauer krank 
machen. Die Zufriedenheit der Beschäftigten ist 
ein wichtiger Produktionsfaktor – auch für Ihren 
Betrieb.
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Checkliste Gefährdungsfaktoren (Beispiel Tischlerei)

In dieser Checkliste werden die vermuteten Gefährdungsfaktoren durch Ankreuzen ausgewählt. Anhand dieser 
Auswahl wird die anschließende vertiefte Ermittlung und Beurteilung der Gefährdung am Arbeitsplatz durch
geführt. Die daraufhin festgelegten Maßnahmen sowie die Wirksamkeitskontrolle werden mit der Vorlage auf  
Seite 38 dokumentiert.

Ersteller: 	 M. Maier	 Datum der Gefährdungsermittlung: 15.06.20XX

Betriebsbereich: 	 Lager

Arbeitsplatz/Tätigkeit: 	 Lacke umfüllen

1. �Mechanische  
Gefährdungen

	� 1.1 Ungeschützt 
bewegte Maschinenteile

	� 1.4 Unkontrolliert 
bewegte Teile

	� 1.7 …

	� 1.2 Teile mit gefährlichen 
Oberflächen

	� 1.5 Sturz, Ausrutschen, 
Stolpern, Umknicken

	� 1.3 Bewegte 
	 Transportmittel, 		
	 bewegte Arbeitsmittel

	� 1.6 Absturz

2. �Elektrische Gefährdungen 	� 2.1 Elektrischer Schlag

	� 2.4 …

	� 2.2 Lichtbögen 	� 2.3 Elektrostatische 
Aufladungen

3. �Gefahrstoffe 	� 3.1 Hautkontakt mit 
Gefahrstoffen (Fest-
stoffe, Flüssigkeiten, 
Feuchtarbeit)

	� 3.4 Physikal.-chemische 
Gefährdungen (z. B. 
Brand und Explosions
gefährdungen, 
unkontrollierte chem. 
Reaktionen)

	� 3.2 Einatmen von  
Gefahrstoffen (Gase, 
Dämpfe, Nebel, Stäube 
einschl. Rauche)

	� 3.5 …

	� 3.3 Verschlucken von 
Gefahrstoffen

	

4. �Biologische Arbeitsstoffe 	� 4.1 Infektionsgefährdung 
durch pathogene Mikro-
organismen (z.B. Bakte-
rien, Viren, Pilze)

	� 4.2 Sensibilisierende 
und toxische Wirkungen 
von Mikroorganismen

	� 4.3 …

5. ��Brand und Explosions
gefährdungen

	� 5.1 Brennbare Feststoffe, 
Flüssigkeiten, Gase

	� 5.4 …

	� 5.2 Explosionsfähige 
Atmosphäre

	� 5.3 Explosivstoffe 

6. �Thermische Gefährdungen 	� 6.1 Heiße Medien/
	 Oberflächen

	� 6.2 Kalte Medien/
	 Oberflächen

	� 6.3 …

...

✗

✗

✗

✗

✗

✗
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3. Beurteilen 

3.1 Was heißt beurteilen? 
Beurteilen heißt, festzustellen, ob Handlungsbedarf 
für Arbeitsschutzmaßnahmen besteht (Kriterien siehe 
Abb. 3 unten). Dabei ist jede einzelne Gefährdung, die 
Sie ermittelt haben, zu betrachten und in der Dokumen- 
tation zu vermerken (Beispiel siehe Abb. 4, Seite 13).

3.2 Wie muss ich beurteilen? 
Gesetze, Verordnungen und zugehörige technische 
Regeln sowie die branchenspezifischen Vorschriften 
der Unfallversicherungsträger beinhalten Vorgaben, die 
bei der Beurteilung heranzuziehen sind. Dies können 
z. B. Grenzwerte für Gefahrstoffe und Lärmeinwirkun
gen sein (siehe Abb. 3 unten). Fehlen konkrete Vorga-
ben müssen Sie die Gefährdung nach Ihren Erfahrun-
gen beurteilen. Hierbei sind der Stand der Technik, 
Arbeitsmedizin und Hygiene sowie sonstige arbeits-
wissenschaftliche Erkenntnisse zu berücksichtigen.

Überlegen Sie in jedem Fall, wie gravierend eine Unfall-
gefahr oder eine Gesundheitsbeeinträchtigung sein 
kann und mit welcher Wahrscheinlichkeit sie eintreten 

wird. Fragen Sie sich, ob und welche Maßnahmen 
getroffen werden müssen, die die Gesundheitsbeein-
trächtigung möglichst auf null reduzieren, und wie Sie 
die Eintrittswahrscheinlichkeit beeinflussen können.

Tipp: Fragen Sie auch Ihre Fachkraft für Arbeits
sicherheit oder Ihren Betriebsarzt/Ihre Betriebs-
ärztin nach deren Einschätzung. Können in schwie-
rigen Fällen Ihre internen und externen Experten 
nicht weiterhelfen: Fragen und Antworten zu vielen 
Arbeitsschutzproblemen finden Sie im Internet 
unter www.arbeitsschutz.nrw.de oder unter 
www.komnet.nrw.de. 

4. Festlegen 

4.1 Was muss ich festlegen? 
Legen Sie Maßnahmen zur Beseitigung der festgestell
ten Gefährdungen fest. Dies sind technische, organisa
torische und personenbezogene Arbeitsschutzmaßnah-
men (siehe Abb. 5, Seite 13 und die Vorlage Seite 38). 

Abb. 3  Beurteilung von Gefährdungen

Rechtliche Anforderungen:
n	 Gesetze, Verordnungen, 
	 technisches Regelwerk, …
n	 Unfallverhütungsvorschriften, …

Gefährdungen 
beurteilen

Nachfrage beim 
Unfallversicherungsträger 

oder bei der 
Arbeitsschutzverwaltung

Grenzwerte/Normen
(Gefahrstoffe, Lärm, …)

Erfahrungswerte/
Best Practice

Messungen

Expertenmeinung:
n	 intern (Fachkraft 
	 für Arbeitssicherheit, 	
	 Betriebsärztin/-arzt)
n	 extern (Kammern, 	
	 Verbände)

n	 Stand von Technik, 	
	 Arbeitsmedizin und Hygiene
n	�� gesicherte arbeitswissen-

schaftliche Erkenntnisse
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4.2 Gibt es Kriterien für die Auswahl von 
Maßnahmen? 
Die beste Maßnahme ist immer die Vermeidung oder 
Ausschaltung der Gefährdung. Wo dies nicht möglich 
ist, muss die Gefährdung so gering wie möglich gehal-
ten werden. Dabei haben technische Lösungen Vorrang 
vor organisatorischen Regelungen und dem Bereitstel-
len persönlicher Schutzausrüstungen. Es darf nicht 
vergessen werden, dass für besondere Personengrup-
pen spezielle Regelungen zu treffen sind. 

4.3 Womit soll ich anfangen? 
Treffen Sie zunächst Maßnahmen zur Beseitigung der 
Gefährdungen, die am stärksten auf die Beschäftigten 
einwirken. Berücksichtigen Sie dabei die Höhe der 
Gesundheitsgefährdung und die Eintrittswahrschein-
lichkeit, die Sie im vorhergehenden Schritt ermittelt 
haben. Legen Sie weitere Maßnahmen im Hinblick auf-
ihre Dringlichkeit, zeitliche und praktische Durchführ-
barkeit fest. 

4.4 Was muss ich festhalten? 
Vermerken Sie die durchzuführenden Maßnahmen.  
Ihr Eintrag muss so verfasst sein, dass die Verant-
wortlichen mit seiner Hilfe Arbeitsaufträge erteilen 
können (siehe Abb. 5 unten).

Tipp: Bedenken Sie: Organisatorische und perso-
nenbezogene Maßnahmen wie Unterweisungen 
oder die Bereitstellung persönlicher Schutzausrüs-
tung sind weniger wirksam als technische Maßnah-
men des Arbeitsschutzes, auch wenn sie häufig 
kurzfristig erfolgreich sind: Menschen „vergessen“ 
schnell, wie sie mit Gefährdungen umzugehen 
haben. Schutzhelme, Schutzschuhe etc. werden 
häufig nur ungern getragen. Beim Ergreifen orga-
nisatorischer und personenbezogener Maßnahmen 
ist es unbedingt notwendig, den Beschäftigten den 
Zweck der Maßnahmen zu erklären und deren Ein-
haltung regelmäßig zu kontrollieren.

Abb. 4  Beispiel: Gefährdungen mit Handlungsbedarf

Arbeitsbereich: Lager   Tätigkeitsbereich: Lacke umfüllen   Beschäftigte/Beschäftigter: B. Bauer 	 Datum: 

Nr. Gefährdungen/
Belastungen

Handlungs-
bedarf
ja/nein

Maßnahmen
(technisch, organisatorisch, 
persönlich)

Durchführung Überprüfung

wer bis wann durchgeführt 
am

Wirksamkeit über- 
prüft durch/am

1 Dämpfe beim 
Lackumfüllen

ja

Abb. 5  Beispiel: Festlegen der Maßnahmen

Arbeitsbereich: Lager   Tätigkeitsbereich: Lacke umfüllen   Beschäftigte/Beschäftigter: B. Bauer 	 Datum: 

Nr. Gefährdungen/
Belastungen

Handlungs-
bedarf
ja/nein

Maßnahmen
(technisch, organisatorisch, 
persönlich)

Durchführung Überprüfung

wer bis wann durchgeführt 
am

Wirksamkeit über- 
prüft durch/am

1 Dämpfe beim 
Lackumfüllen

ja n	� Explosionsschutz- 

dokument erstellen

n	� Gerät auswählen bzw. 

Absaugung installieren

n	 Prüfumfang und 

	 Prüffristen festlegen

...
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5. Durchführen 

5.1 Was muss ich bei der Durchführung der 
Maßnahmen beachten? 
Legen Sie unmissverständlich fest: WER macht WAS 
bis WANN? (siehe Abb. 6 unten)

6. Überprüfen 

6.1 Was muss ich überprüfen? 
Kontrollieren Sie, ob die Maßnahmen von den Beauf-
tragten termingerecht durchgeführt wurden. Prüfen 
Sie, ob durch die Maßnahmen die Gefährdung auch 
wirklich beseitigt wurde. Wichtig ist auch die Klärung, 
ob durch die Maßnahmen nicht neue Gefährdungen 
entstanden sind. Halten Sie das Ergebnis dieser Prü-
fung schriftlich fest (siehe Abb. 7, Seite 15). 
 

Abb. 6  Beispiel: Durchführung der Maßnahmen

 Arbeitsbereich: Lager   Tätigkeitsbereich: Lacke umfüllen   Beschäftigte/Beschäftigter: B. Bauer 	 Datum: 

Nr. Gefährdungen/

Belastungen

Handlungs-

bedarf

ja/nein

Maßnahmen

(technisch, organisatorisch, 

persönlich)

Durchführung Überprüfung

wer bis wann durchgeführt 

am

Wirksamkeit über-

prüft durch/am

1 Dämpfe beim 

Lackumfüllen

ja n	� Explosionsschutz- 

dokument erstellen

n	� Gerät auswählen bzw. 

Absaugung installieren

n	 Prüfumfang und 

	 Prüffristen festlegen

n	 Betriebsanweisung

	 erstellen

n	� Unterweisung

	 durchführen

Maier

Maier

Maier

Maier

Maier

01.09.20XX

01.10.20XX

01.10.20XX

01.07.20XX

jährlich

6.2 Wann muss ich überprüfen? 
Die Überprüfungen müssen zeitnah nach der Maß-
nahmenumsetzung erfolgen.

6.3 Was mache ich, wenn eine Gefährdung nicht 
vollständig beseitigt wurde? 
Ermitteln Sie zunächst den Grund, warum diese 
Gefährdung noch vorhanden ist. Legen Sie neue 
Maßnahmen zur Beseitigung der Gefährdung fest. 
Vergewissern Sie sich abschließend von der Wirk-
samkeit der getroffenen Maßnahmen.

Tipp: Die Gesamtverantwortung für die Durchfüh-
rung der Gefährdungsbeurteilung liegt bei der 
Arbeitgeberin oder beim Arbeitgeber – auch dann, 
wenn die Aufgaben delegiert wurden. Überprüfen 
Sie deshalb, ob die delegierten Aufgaben durch
geführt wurden, ob der Prozess der Gefährdungs-
beurteilung optimal organisiert ist und ob die Erle-
digung und die Wirksamkeit in der Dokumentation 
schriftlich festgehalten wurde. 
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7. Fortschreiben

7.1 Wann muss ich die Gefährdungsbeurteilung 
fortschreiben? 
Dies ist notwendig, wenn Gefährdungen bisher nicht 
erkannt wurden oder sich die betrieblichen Gegeben-
heiten hinsichtlich Sicherheit und Gesundheit verän-
dert haben.

Abb. 7  Beispiel: Überprüfen der Wirksamkeit der Maßnahmen

Anhaltspunkte hierfür sind z. B.: 

n		� Erkenntnisse aus Arbeitsunfällen, 
n		� Auftreten von Berufskrankheiten, 
n		� hohe Fehlzeiten aufgrund arbeitsbedingter 		

Gesundheitsbeeinträchtigungen, 
n		� Anschaffung neuer Maschinen und Geräte, 
n		� Einführung neuer Arbeitsstoffe, 
n		� Umgestaltung von Arbeits- und Verkehrs

bereichen, Änderungen der 	Arbeitsorganisation 
und des Arbeitsablaufs, 

n		� neue Informationen zum Arbeits- und Gesund-
heitsschutz, 

n		� neue Arbeitsschutzvorschriften. 

 Arbeitsbereich: Lager   Tätigkeitsbereich: Lacke umfüllen   Beschäftigte/Beschäftigter: B. Bauer 	 Datum: 

Nr. Gefährdungen/

Belastungen

Handlungs-

bedarf

ja/nein

Maßnahmen

(technisch, organisatorisch, 

persönlich)

Durchführung Überprüfung

wer bis wann durchgeführt 

am

Wirksamkeit über- 

prüft durch/am

1 Dämpfe beim 

Lackumfüllen

ja n	� Explosionsschutz- 

dokument erstellen

n	� Gerät auswählen bzw. 

Absaugung installieren

n	 Prüfumfang und 

	 Prüffristen festlegen

n	 Betriebsanweisung

	 erstellen

n	� Unterweisung

	 durchführen

Maier

Maier

Maier

Maier

Maier

01.09.20XX

01.10.20XX

01.10.20XX

01.07.20XX

jährlich

27.08.20XX

28.09.20XX

28.09.20XX

22.06.20XX

Müller, 28.08.20XX

Müller, 29.09.20XX

Müller, 29.09.20XX

Müller, 06.07.20XX

siehe Unterwei-

sungsunterlagen
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Abb. 8  Beispiel für innerbetriebliches Vorschlagswesen

Begegnen Sie „neu“ auftretenden Gefährdungen, 
indem Sie den Prozess der Gefährdungsbeurteilung 
erneut durchlaufen. Regelmäßige, vollständige Wie-
derholungen der Gefährdungsbeurteilung sieht das 
Arbeitsschutzgesetz nicht vor. Im Rahmen eines 
systematischen Arbeitsschutzhandelns sollte der 
Prozess der Gefährdungsbeurteilung jedoch von Zeit 
zu Zeit überprüft und ggf. verbessert werden. 

7.2 Muss ich beim Fortschreiben alles wiederholen? 
Nein, der Prozess der Gefährdungsbeurteilung muss 
nur auf die Veränderungen bezogen durchgeführt 
werden. 

Tipp: Nutzen Sie die Unterstützung Ihrer Beschäf-
tigten und die Beratungskompetenz des bestellten 
Betriebsarztes und der bestellten Fachkraft für 
Arbeitssicherheit. Erleichtern Sie dies durch ein 
betriebliches Vorschlags- und Verbesserungswesen 
im Arbeitsschutz (siehe Abb. 8).

Verbesserungsvorschlag zum Arbeitsschutz

Arbeitsbereich:	 Lager

Tätigkeit:	 Lacke abfüllen

Folgende Gefährdung besteht: 	 Einatmen organischer Dämpfe

Als Maßnahme schlage ich vor:	 Absaugung installieren

05.05.20XX, Bauer

Datum, Unterschrift
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Dokumentation 
Was muss meine Dokumentation enthalten? 
Die von Ihnen zu erstellenden Unterlagen müssen 
folgende Inhalte abdecken:
n		� Beurteilung der Gefährdungen,
n		� Festlegung konkreter Arbeitsschutzmaßnahmen 

und
n		� Überprüfung der Durchführung und der Wirk

samkeit der Maßnahmen.

Wenn Sie die sieben Schritte zur Gefährdungsbeurtei-
lung wie beschrieben durchführen und dokumentie-
ren, haben Sie die Anforderungen des Arbeitsschutz-
gesetzes erfüllt. Zu Ihrer Arbeitserleichterung dient 
die Vorlage auf Seite 38. Nach dem Arbeitsschutzge-
setz und anderen Rechtsvorschriften (z. B. aus der 
Arbeitsstättenverordnung, der Gefahrstoffverordnung 
oder der DGUV Vorschrift 2) muss jeder Arbeitgeber 
über eine entsprechende Unterlage bzw. Dokumenta-
tion verfügen. Dies gilt auch für Betriebe mit bis zu 
zehn Beschäftigten. Die Art und Weise der Dokumen-
tation ist allerdings nicht vorgeschrieben.

Tipp: Die Dokumentation Ihrer Gefährdungsbeur-
teilung erleichtert es Ihnen, Maßnahmen, Verant-
wortliche und die Termine für die Durchführung 
festzuhalten, und sichert Sie zudem rechtlich ab. 
Falls sich ein Unfall ereignen sollte, können Sie mit 
dieser Dokumentation nachweisen, dass Sie die 
Gefährdungsbeurteilung durchgeführt haben.

Überprüfung der Gefährdungs-
beurteilung durch die Arbeits-
schutzbehörden und die Unfall-
versicherungsträger

Die systematische Durchführung bzw. Ausgestaltung 
der Gefährdungsbeurteilung ist die Basis für eine wirk-
same Prävention arbeitsbedingter Unfall- und Gesund-
heitsgefahren. Trotz klarer gesetzlicher Verpflichtung 
wird die Gefährdungsbeurteilung insbesondere in klei-
neren Betrieben aber leider noch nicht flächendeckend 
und in der erforderlichen Tiefe durchgeführt.

Die in den Bezirksregierungen in NRW für den Arbeits-
schutz zuständigen Aufsichtsbeamten und -beamtin-
nen sowie die Aufsichtspersonen der Unfallversiche-
rungsträger werden daher bei Betriebsbesichtigungen 
in der Regel die Gefährdungsbeurteilung ansprechen. 
Dabei überprüfen sie, ob die Gefährdungsbeurteilung 
der betrieblichen Situation angemessen durchgeführt 
und dokumentiert wurde. Bei einer nicht oder nicht 
angemessenen durchgeführten Gefährdungsbeur
teilung erfolgt eine Beratung des Arbeitgebers/der 
Arbeitgeberin. Erforderlichenfalls wird dem Arbeit
geber oder der Arbeitgeberin angeordnet, die Gefähr-
dungsbeurteilung zu erstellen oder zu verbessern.

Das im Rahmen der Gemeinsamen Deutschen Arbeits-
schutzstrategie (GDA) zwischen Bund, Ländern und 
Unfallversicherungsträgern abgestimmte Vorgehen 
und das gemeinsame Verständnis zur Gefährdungs-
beurteilung beschreibt die GDA-Leitlinie „Gefährdungs
beurteilung und Dokumentation“. Sie richtet sich nicht 
an die Betriebe, sondern gilt somit im Binnenverhältnis 
der Aufsichtsdienste der Unfallversicherungsträger 
und der Länder.

Die GDA-Leitlinie „Gefährdungsbeurteilung und Doku-
mentation“ ist im Download-Bereich des Internet-Por-
tals der GDA (www.gda-portal.de) öffentlich einsehbar. 
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1. Ist die Verantwortung und Aufgabenübertragung 
erkennbar?
n		� Nehmen Arbeitgeber oder Arbeitgeberin ihre 

Verantwortung für Arbeitsschutz wahr?
n		� Haben sie Aufgaben des Arbeitsschutzes 

schriftlich an Führungskräfte übertragen?
n		� Nehmen die Führungskräfte die übertragenen 

Aufgaben wahr?

2. Werden übertragene Pflichten und die Aufgaben
erledigung kontrolliert?
n		� Bewerten Arbeitgeber oder Arbeitgeberin auch das 

Verhalten im Arbeitsschutz sowohl der Führungs-
kräfte als auch aller anderen Beschäftigten?

3. Funktioniert die sicherheitstechnische und 
arbeitsmedizinische Betreuung?
n		� Sind Fachkraft für Arbeitssicherheit und 

Betriebsarzt/-ärztin eine Hilfe bei der sicheren 
und gesunden Gestaltung der Arbeit?

n		� Nehmen sie in Betrieben ab 20 Beschäftigten an 
dem Arbeitsschutzausschuss teil?

4. Wissen die Führungskräfte sowie die mit beson-
deren Aufgaben zum Arbeitsschutz beauftragten 
Beschäftigen, was sie zu tun haben?
n		� Ist der Qualifizierungsbedarf erkannt und wird er 

erfüllt?

5. Wurde die Gefährdungsbeurteilung durch
geführt?
n		� Ist geregelt, wer sich weiter darum kümmert?

Wenn Sie die Gefährdungsbeurteilung durchführen, 
arbeiten Sie an einem Element einer betrieblichen 
Arbeitsschutzorganisation. Die Erfahrung zeigt, dass 
ein wirksamer Arbeitsschutz wie andere betriebliche 
Aufgaben organisiert werden muss und entsprechende 
betriebliche Prozesse und Strukturen benötigt. Ein 
wirksamer Arbeitsschutz ist in der betrieblichen Orga-
nisation fest eingebunden.

Die folgenden Elemente und zugehörigen Fragen sollen 
Ihnen bei der Gefährdungsbeurteilung helfen, Ihre 
Arbeitsschutzorganisation zu hinterfragen. Sie werden 
erkennen, dass einige der von Ihnen ermittelten und 
beurteilten Gefährdungen aufgrund einer unzureichen-
den Arbeitsschutzorganisation entstanden sind; ande-
rerseits werden Sie betriebliche Strukturen (Aufgaben-
verteilungen und Vorgehensweisen) benötigen, damit 
in Ihrem Betrieb die von Ihnen vorgesehenen Maßnah-
men zur Beseitigung der Gefährdungen durchgeführt 
werden können.

Betriebliche Arbeitsschutzorganisation
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6. Werden die Beschäftigten unterwiesen?
n		� Sind die Unterweisungsthemen und die 

Zielgruppen festgelegt?
n		� Sind die Unterweisenden sowie die Unter

weisungstermine bestimmt?
n		� Werden die Unterweisungen dokumentiert?

7. Werden behördliche Auflagen erfüllt?
n		� Ist bekannt, wer sich darum kümmert, dass z. B. 

Genehmigungen, Erlaubnisse, Besichtigungs-
schreiben usw. erfüllt werden?

8. Werden die geltenden Vorschriften beachtet?
n		� Ist bekannt, welche Vorschriften gelten?
n		� Wie wird bekannt, wenn sich etwas geändert hat?

9. Arbeiten Personen mit besonderen Aufgaben im 
Arbeitsschutz zusammen?
n		� Sind weitere Beauftragte wie z. B. Sicherheits

beauftragte oder Strahlenschutzbeauftragte 
bestellt und wissen diese, wie sie mit Beschäftig-
tenvertretungen und andere Personen mit 
besonderen Aufgaben zusammenarbeiten?

10. Wird über Arbeitsschutz kommuniziert?
n		� Wird über Anforderungen zum Arbeitsschutz, 

aber auch über die Ergebnisse des Arbeitsschut-
zes über alle Bereiche und Ebenen gesprochen?

11. Ist die arbeitsmedizinische Vorsorge 
organisiert?
n		� Ist bekannt, welche Personen welche arbeits

medizinische Vorsorge benötigen oder wahr
nehmen können?

n		� Wird die arbeitsmedizinische Vorsorge rechtzeitig 
und regelmäßig durchgeführt bzw. angeboten?

12. Wird beim Planen und Beschaffen an den 
Arbeitsschutz gedacht?
n		� Sind die Vorgaben des Arbeitsschutzes z. B. bei 

der Neugestaltung von Arbeitsplätzen oder 
Arbeitsverfahren bekannt?

n		� Gibt es Arbeitsschutzkriterien, die bei Neu- oder 
Ersatzbeschaffungen (z. B. von Arbeitsstoffen) 
angelegt werden?

13. Wird beim Einsatz von Fremdfirmen und 
Zeitarbeitnehmern/-nehmerinnen der Arbeits-
schutz berücksichtigt?
n		� Wird bei der Auswahl und Beauftragung von 

Fremdfirmen und beim Einsatz von 
Zeitarbeitnehmern/-nehmerinnen auch auf den 
Arbeitsschutz geachtet?

n		� Sind Einsatzbedingungen und notwendige 
Arbeitsschutzmaßnahmen vereinbart?

14. Sind zeitlich befristet Beschäftigte (z. B. Zeit
arbeitnehmer/-innen, Praktikanten) in die betrieb-
liche Arbeitsschutzorganisation integriert? 
n		� Sind die Arbeitsschutzmaßnahmen mit der Zeit

arbeitsfirma vereinbart?
n		� Werden für die zeitlich befristet Beschäftigten die 

gleichen Arbeitsschutzmaßnahmen eingehalten 
wie für die übrigen Beschäftigten?

n		� Sind die besonderen Gefährdungen für die zeitlich 
befristet Beschäftigten (z. B. unbekannte Arbeits-
situation) berücksichtigt?

15. Ist das Verhalten im Notfall bekannt und ist die 
erste Hilfe organisiert?
n		� Sind Ersthelfer in der notwenigen Anzahl 

bestimmt?
n		� Finden regelmäßig Evakuierungsübungen statt?
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Rechtliche Grundlagen
Vorschriften, in denen eine Gefährdungsbeurteilung 
gefordert wird:
n		� Arbeitsschutzgesetz – ArbSchG
n		� Arbeitssicherheitsgesetz – ASiG

n		� Arbeitsschutzverordnung zu künstlicher optischer 
Strahlung – OStrV

n		� Arbeitsstättenverordnung – ArbStättV
n		� Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV
n		� Bildschirmarbeitsverordnung – BildscharbV
n		� Biostoffverordnung – BioStoffV
n		� Gefahrstoffverordnung – GefStoffV
n		� Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung –

LärmVibrationsArbSchV
n		� Lastenhandhabungsverordnung – LasthandhabV

n		� Jugendarbeitsschutzgesetz – JArbSchG
n		� Verordnung zum Schutze der Mütter am 

Arbeitsplatz – MuSchArbV

n		 BGV A1 „Grundsätze der Prävention“ (wird 		
		  zukünftig durch die DGUV Vorschrift 1 ersetzt)

Die aktuelle Fassung der folgenden Arbeitsschutzvor-
schriften finden Sie im Arbeitsschutzportal NRW 
unter www.arbeitsschutz.nrw.de. 

Auszüge aus dem Arbeitsschutz-
gesetz (ArbSchG) 	
Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit 
und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten 
bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz – ArbSchG) 
vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1246) in der zurzeit 
geltenden Fassung

Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Zielsetzung und Anwendungsbereich 
(1) Dieses Gesetz dient dazu, Sicherheit und Gesund
heitsschutz der Beschäftigten bei der Arbeit durch 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu sichern und zu 
verbessern. Es gilt in allen Tätigkeitsbereichen und fin-
det im Rahmen der Vorgaben des Seerechtsüberein
kommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 
1982 (BGBl 1994 II S. 1799) auch in der ausschließ
lichen Wirtschaftszone Anwendung.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für den Arbeitsschutz von 
Hausangestellten in privaten Haushalten. Es gilt nicht 
für den Arbeitsschutz von Beschäftigten auf See
schiffen und in Betrieben, die dem Bundesberggesetz 
unterliegen, soweit dafür entsprechende Rechtsvor
schriften bestehen. 

(3) Pflichten, die die Arbeitgeber zur Gewährleistung 
von Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäf
tigten bei der Arbeit nach sonstigen Rechtsvorschrif
ten haben, bleiben unberührt. Satz 1 gilt entsprechend 
für Pflichten und Rechte der Beschäftigten. Unberührt 
bleiben Gesetze, die andere Personen als Arbeitgeber 
zu Maßnahmen des Arbeitsschutzes verpflichten. 

(4) Bei öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften 
treten an die Stelle der Betriebs- oder Personalräte 
die Mitarbeitervertretungen entsprechend dem kirch-
lichen Recht. 

§ 2 Begriffsbestimmungen
(1) Maßnahmen des Arbeitsschutzes im Sinne dieses 
Gesetzes sind Maßnahmen zur Verhütung von Unfällen 
bei der Arbeit und arbeitsbedingten Gesundheitsge
fahren einschließlich Maßnahmen der menschenge-
rechten Gestaltung der Arbeit. 

(2) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind: 
1.   Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
2. � die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten, 
3. � arbeitnehmerähnliche Personen im Sinne des 
		�  § 5 Abs. 1 des Arbeitsgerichtsgesetzes, ausge-

nommen die in Heimarbeit Beschäftigten und 	
die ihnen Gleichgestellten, 

4. 	 Beamtinnen und Beamte, 
5. 	 Richterinnen und Richter, 
6. 	 Soldatinnen und Soldaten, 
7. 	 die in Werkstätten für Behinderte Beschäftigten.

(3) Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes sind natür
liche und juristische Personen und rechtsfähige 
Personengesellschaften, die Personen nach Absatz 2 
beschäftigen.

(4) Sonstige Rechtsvorschriften im Sinne dieses 
Gesetzes sind Regelungen über Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes in anderen Gesetzen, in Rechts
verordnungen und Unfallverhütungsvorschriften.
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(5) Als Betriebe im Sinne dieses Gesetzes gelten für 
den Bereich des öffentlichen Dienstes die Dienststellen. 
Dienststellen sind die einzelnen Behörden, Verwaltungs
stellen und Betriebe der Verwaltungen des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden und der sonstigen Körperschaf
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 
die Gerichte des Bundes und der Länder sowie die 
entsprechenden Einrichtungen der Streitkräfte.

Zweiter Abschnitt 
Pflichten des Arbeitgeber 

§ 3	Grundpflichten des Arbeitgebers 
(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes unter Berücksich
tigung der Umstände zu treffen, die Sicherheit und 
Gesundheit der Beschäftigten bei der Arbeit beein-
flussen. Er hat die Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit 
zu überprüfen und erforderlichenfalls sich ändernden 
Gegebenheiten anzupassen. Dabei hat er eine Verbes
serung von Sicherheit und Gesundheitsschutz der 
Beschäftigten anzustreben. 

(2) Zur Planung und Durchführung der Maßnahmen 
nach Absatz 1 hat der Arbeitgeber unter Berück
sichtigung der Art der Tätigkeiten und der Zahl der 
Beschäftigten 
1. 	� für eine geeignete Organisation zu sorgen und die 

erforderlichen Mittel bereitzustellen sowie 
2. 	� Vorkehrungen zu treffen, dass die Maßnahmen 

erforderlichenfalls bei allen Tätigkeiten und einge-
bunden in die betrieblichen Führungsstrukturen 
beachtet werden und die Beschäftigten ihren 
Mitwirkungspflichten nachkommen können. 

(3) 	Kosten für Maßnahmen nach diesem Gesetz darf 
der Arbeitgeber nicht den Beschäftigten auferlegen. 

§ 4 Allgemeine Grundsätze 
Der Arbeitgeber hat bei Maßnahmen des Arbeits
schutzes von folgenden allgemeinen Grundsätzen 
auszugehen: 
1. 	� Die Arbeit ist so zu gestalten, dass eine Gefähr

dung für das Leben sowie die physische und die 
psychische Gesundheit möglichst vermieden und 	
die verbleibende Gefährdung möglichst gering 	
gehalten wird; 

2.		� Gefahren sind an ihrer Quelle zu bekämpfen; 
3. 	� bei den Maßnahmen sind der Stand von Technik, 	

Arbeitsmedizin und Hygiene sowie sonstige gesi-
cherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse zu 
berücksichtigen; 

4. 	� Maßnahmen sind mit dem Ziel zu planen, Technik, 
Arbeitsorganisation, sonstige Arbeitsbedingungen, 
soziale Beziehungen und Einfluss der Umwelt 	
auf den Arbeitsplatz sachgerecht zu verknüpfen; 

5. 	� individuelle Schutzmaßnahmen sind nachrangig 
zu anderen Maßnahmen; 

6. 	� spezielle Gefahren für besonders schutzbedürftige 
Beschäftigtengruppen sind zu berücksichtigen; 

7. 	� den Beschäftigten sind geeignete Anweisungen zu 
erteilen; 

8. 	 mittelbar oder unmittelbar geschlechtsspezifisch 	
		  wirkende Regelungen sind nur zulässig, wenn dies 	
		  aus biologischen Gründen zwingend geboten ist.

§ 5	Beurteilung der Arbeitsbedingungen
(1) Der Arbeitgeber hat durch eine Beurteilung der 
für die Beschäftigten mit ihrer Arbeit verbundenen 
Gefährdung zu ermitteln, welche Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes erforderlich sind.

(2) Der Arbeitgeber hat die Beurteilung je nach Art 
der Tätigkeiten vorzunehmen. Bei gleichartigen 
Arbeitsbedingungen ist die Beurteilung eines 
Arbeitsplatzes oder einer Tätigkeit ausreichend. 

(3) Eine Gefährdung kann sich insbesondere ergeben 
durch 
1. 	� die Gestaltung und die Einrichtung der Arbeits

stätte und des Arbeitsplatzes, 
2.		� physikalische, chemische und biologische 

Einwirkungen, 
3. 	� die Gestaltung, die Auswahl und den Einsatz von 

Arbeitsmitteln, insbesondere von Arbeitsstoffen, 
Maschinen, Geräten und Anlagen sowie den 
Umgang damit, 

4.	� die Gestaltung von Arbeits- und Fertigungsverfah
ren, Arbeitsabläufen und Arbeitszeit und deren 
Zusammenwirken, 

5. 	� unzureichende Qualifikation und Unterweisung 
der Beschäftigten, 

6.	� psychische Belastungen bei der Arbeit. 

§ 6	Dokumentation 
(1) Der Arbeitgeber muss über die je nach Art der 
Tätigkeiten und der Zahl der Beschäftigten erforder
lichen Unterlagen verfügen, aus denen das Ergebnis 
der Gefährdungsbeurteilung, die von ihm festgelegten 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes und das Ergebnis 
ihrer Überprüfung ersichtlich sind. Bei gleichartiger 
Gefährdungssituation ist es ausreichend, wenn die 
Unterlagen zusammengefasste Angaben enthalten.
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(2) Unfälle in seinem Betrieb, bei denen ein Beschäf
tigter getötet oder so verletzt wird, dass er stirbt oder 
für mehr als drei Tage völlig oder teilweise arbeits- oder 
dienstunfähig wird, hat der Arbeitgeber zu erfassen. 

§ 7	Übertragung von Aufgaben 
Bei der Übertragung von Aufgaben auf Beschäftigte 
hat der Arbeitgeber je nach Art der Tätigkeiten zu 
berücksichtigen, ob die Beschäftigten befähigt sind, 
die für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz bei 
der Aufgabenerfüllung zu beachtenden Bestimmun
gen und Maßnahmen einzuhalten. 

§ 8	Zusammenarbeit mehrerer Arbeitgeber 
(1) Werden Beschäftigte mehrerer Arbeitgeber an 
einem Arbeitsplatz tätig, sind die Arbeitgeber ver-
pflichtet, bei der Durchführung der Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzbestimmungen zusammenzuarbei-
ten. Soweit dies für die Sicherheit und den Gesund
heitsschutz der Beschäftigten bei der Arbeit erfor
derlich ist, haben die Arbeitgeber je nach Art der 
Tätigkeiten insbesondere sich gegenseitig und ihre 
Beschäftigten über die mit den Arbeiten verbundenen 
Gefahren für Sicherheit und Gesundheit der Beschäf
tigten zu unterrichten und Maßnahmen zur Verhütung 
dieser Gefahren abzustimmen. 

(2) Der Arbeitgeber muss sich je nach Art der Tätig
keit vergewissern, dass die Beschäftigten anderer 
Arbeitgeber, die in seinem Betrieb tätig werden, hin-
sichtlich der Gefahren für ihre Sicherheit und Gesund
heit während ihrer Tätigkeit in seinem Betrieb ange-
messene Anweisungen erhalten haben

§ 9	Besondere Gefahren 
(1) Der Arbeitgeber hat Maßnahmen zu treffen, damit 
nur Beschäftigte Zugang zu besonders gefährlichen 
Arbeitsbereichen haben, die zuvor geeignete Anwei
sungen erhalten haben. 

(2) Der Arbeitgeber hat Vorkehrungen zu treffen, dass 
alle Beschäftigten, die einer unmittelbaren erheblichen 
Gefahr ausgesetzt sind oder sein können, möglichst 
frühzeitig über diese Gefahr und die getroffenen oder 
zu treffenden Schutzmaßnahmen unterrichtet sind. 
Bei unmittelbarer erheblicher Gefahr für die eigene 
Sicherheit oder die Sicherheit anderer Personen müs-
sen die Beschäftigten die geeigneten Maßnahmen zur 
Gefahrenabwehr und Schadensbegrenzung selbst 
treffen können, wenn der zuständige Vorgesetzte nicht 
erreichbar ist; dabei sind die Kenntnisse der Beschäf

tigten und die vorhandenen technischen Mittel zu 
berücksichtigen. Den Beschäftigten dürfen aus ihrem 
Handeln keine Nachteile entstehen, es sei denn, sie 
haben vorsätzlich oder grob fahrlässig ungeeignete 
Maßnahmen getroffen. 

(3) Der Arbeitgeber hat Maßnahmen zu treffen, die es 
den Beschäftigten bei unmittelbarer erheblicher 
Gefahr ermöglichen, sich durch sofortiges Verlassen 
der Arbeitsplätze in Sicherheit zu bringen. Den 
Beschäftigten dürfen hierdurch keine Nachteile ent-
stehen. Hält die unmittelbare erhebliche Gefahr an, 
darf der Arbeitgeber die Beschäftigten nur in beson-
ders begründeten Ausnahmefällen auffordern, ihre 
Tätigkeit wieder aufzunehmen. Gesetzliche Pflichten 
der Beschäftigten zur Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit sowie die §§ 7 und 11 des 
Soldatengesetzes bleiben unberührt. 
(…)

§ 10 Erste Hilfe und sonstige Notfallmaßnahmen
(1) Der Arbeitgeber hat entsprechend der Art der 
Arbeitsstätte und der Tätigkeiten sowie der Zahl der 
Beschäftigten die Maßnahmen zu treffen, die zur 
Ersten Hilfe, Brandbekämpfung und Evakuierung der 
Beschäftigten erforderlich sind. Dabei hat er der 
Anwesenheit anderer Personen Rechnung zu tragen. 
Er hat auch dafür zu sorgen, daß im Notfall die 
erforderlichen Verbindungen zu außerbetrieblichen  
Stellen, insbesondere in den Bereichen der Ersten 
Hilfe, der medizinischen Notversorgung, der Bergung 
und der Brandbekämpfung eingerichtet sind. 

(2) Der Arbeitgeber hat diejenigen Beschäftigten zu 
benennen, die Aufgaben der Ersten Hilfe, Brandbe
kämpfung und Evakuierung der Beschäftigten über-
nehmen. Anzahl, Ausbildung und Ausrüstung der 
nach Satz 1 benannten Beschäftigten müssen in 
einem angemessenen Verhältnis zur Zahl der 
Beschäftigten und zu den bestehenden besonderen 
Gefahren stehen. Vor der Benennung hat der Arbeit
geber den Betriebs- oder Personalrat zu hören. Wei
tergehende Beteiligungsrechte bleiben unberührt. Der 
Arbeitgeber kann die in Satz 1 genannten Aufgaben 
auch selbst wahrnehmen, wenn er über die nach Satz 
2 erforderliche Ausbildung und Ausrüstung verfügt.

§ 11 Arbeitsmedizinische Vorsorge 
Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten auf ihren Wunsch 
unbeschadet der Pflichten aus anderen Rechtsvor
schriften zu ermöglichen, sich je nach den Gefahren für 
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(3) Soweit in einer Rechtsverordnung aufgrund der 
§§ 18 und 19 anderen als den in § 2 Absatz 3 genann-
ten Personen Pflichten auferlegt werden, sind diese 
Personen ebenfalls verantwortliche Personen im 
Sinne dieses Gesetzes.
(…)

Auszüge zur Gefährdungs
beurteilung aus weiteren 
Rechtsvorschriften 

Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure 
und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
(Arbeitssicherheitsgesetz – ASiG) vom 12. Dezem-
ber 1973 (BGBl. I S. 1885) in der zurzeit geltenden 
Fassung 
 
§ 1 Grundsatz 
Der Arbeitgeber hat nach Maßgabe dieses Gesetzes 
Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit zu 
bestellen. Diese sollen ihn beim Arbeitsschutz und bei 
der Unfallverhütung unterstützen. Damit soll erreicht 
werden, dass
1. 	 �die dem Arbeitsschutz und der Unfallverhütung 	

dienenden Vorschriften den besonderen 
Betriebsverhältnissen entsprechend angewandt 
werden, 

2. 	� gesicherte arbeitsmedizinische und sicherheits-
technische Erkenntnisse zur Verbesserung des 
Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung verwirk-
licht werden können, 

3.		� die dem Arbeitsschutz und der Unfallverhütung 
dienenden Maßnahmen einen möglichst hohen 
Wirkungsgrad erreichen. 

(…)

§ 3	Aufgaben der Betriebsärzte 
(1) Die Betriebsärzte haben die Aufgabe, den Arbeit-
geber beim Arbeitsschutz und bei der Unfallverhütung 
in allen Fragen des Gesundheitsschutzes zu unter-
stützen. Sie haben insbesondere 
1.		� den Arbeitgeber und die sonst für den Arbeits-

schutz und die Unfallverhütung verantwortlichen 
Personen zu beraten, insbesondere bei 	

		  a)	� der Planung, Ausführung und Unterhaltung 
von Betriebsanlagen und von sozialen und 
sanitären Einrichtungen, 	

		  b) 	� der Beschaffung von technischen Arbeitsmit-
teln und der Einführung von Arbeitsverfahren 
und Arbeitsstoffen, 	

ihre Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit regel-
mäßig arbeitsmedizinisch untersuchen zu lassen, es 
sei denn, auf Grund der Beurteilung der Arbeitsbedin
gungen und der getroffenen Schutzmaßnahmen ist 
nicht mit einem Gesundheitsschaden zu rechnen. 

§ 12 Unterweisung 
(1) Der Arbeitgeber hat die Beschäftigten über Sicher
heit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit während 
ihrer Arbeitszeit ausreichend und angemessen zu 
unterweisen. Die Unterweisung umfasst Anweisungen 
und Erläuterungen, die eigens auf den Arbeitsplatz 
oder den Aufgabenbereich der Beschäftigten ausge-
richtet sind. Die Unterweisung muss bei der Einstellung, 
bei Veränderungen im Aufgabenbereich, der Einfüh
rung neuer Arbeitsmittel oder einer neuen Technologie 
vor Aufnahme der Tätigkeit der Beschäftigten erfol-
gen. Die Unterweisung muss an die Gefährdungsent
wicklung angepasst sein und erforderlichenfalls regel-
mäßig wiederholt werden. 

(2) Bei einer Arbeitnehmerüberlassung trifft die Pflicht 
zur Unterweisung nach Absatz 1 den Entleiher. Er hat die 
Unterweisung unter Berücksichtigung der Qualifikation 
und der Erfahrung der Personen, die ihm zur Arbeitsleis
tung überlassen werden, vorzunehmen. Die sonstigen 
Arbeitsschutzpflichten des Verleihers bleiben unberührt. 

§ 13 Verantwortliche Personen 
(1) Verantwortlich für die Erfüllung der sich aus die-
sem Abschnitt ergebenden Pflichten sind neben dem 
Arbeitgeber 
1.		� sein gesetzlicher Vertreter, 
2. 	� das vertretungsberechtigte Organ einer juris

tischen Person, 
3.		� der vertretungsberechtigte Gesellschafter einer 

Personenhandelsgesellschaft, 
4. 	� Personen, die mit der Leitung eines Unternehm

ens oder seines Betriebes beauftragt sind, im 
Rahmen der ihnen übertragenen Aufgaben und 	
Befugnisse, 

5.		� sonstige nach Absatz 2 oder nach einer auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung 
oder nach einer Unfallverhütungsvorschrift ver-
pflichtete Personen im Rahmen ihrer Aufgaben 
und Befugnisse. 

(2) Der Arbeitgeber kann zuverlässige und fachkun-
dige Personen schriftlich damit beauftragen, ihm 
obliegende Aufgaben nach diesem Gesetz in eigener 
Verantwortung wahrzunehmen. 
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		  c) 	� der Auswahl und Erprobung von Körperschutz
mitteln, 	

		  d)	 �arbeitsphysiologischen, arbeitspsychologischen 
und sonstigen ergonomischen sowie arbeits-
hygienischen Fragen, insbesondere des Arbeits
rhythmus, der Arbeitszeit und der Pausenrege-
lung, der Gestaltung der Arbeitsplätze, des 
Arbeitsablaufs und der Arbeitsumgebung, 

		  e)	� der Organisation der „Ersten Hilfe“ im Betrieb, 
		  f)		� Fragen des Arbeitsplatzwechsels sowie der 

Eingliederung und Wiedereingliederung Behin-
derter in den Arbeitsprozess, 	

		  g) 	 der Beurteilung der Arbeitsbedingungen,  
2. 	� die Arbeitnehmer zu untersuchen, arbeitsmedizi-

nisch zu beurteilen und zu beraten sowie die Unter-
suchungsergebnisse zu erfassen und auszuwerten, 

3. 	� die Durchführung des Arbeitsschutzes und der 
Unfallverhütung zu beobachten und im Zusam-
menhang damit 	

		  a) 	� die Arbeitsstätten in regelmäßigen Abständen 
zu begehen und festgestellte Mängel dem 	
	Arbeitgeber oder der sonst für den Arbeits-
schutz und die Unfallverhütung verantwort
lichen Person mitzuteilen, Maßnahmen zur 
Beseitigung dieser Mängel vorzuschlagen und 
auf deren Durchführung hinzuwirken, 	

		  b) 	� auf die Benutzung der Körperschutzmittel zu 
achten, 	

		  c) 	� Ursachen von arbeitsbedingten Erkrankungen 
zu untersuchen, die Untersuchungsergebnisse 
zu erfassen und auszuwerten und dem Arbeit-
geber Maßnahmen zur Verhütung dieser 		
Erkrankungen vorzuschlagen, 

4.	� darauf hinzuwirken, dass sich alle im Betrieb 	
Beschäftigten den Anforderungen des Arbeits-
schutzes und der Unfallverhütung entsprechend 
verhalten, insbesondere sie über die Unfall- 	 und 
Gesundheitsgefahren, denen sie bei der Arbeit 
ausgesetzt sind, sowie über die Einrichtungen und 
Maßnahmen zur Abwendung dieser Gefahren zu 	
belehren und bei der Einsatzplanung und Schu-
lung der Helfer in „Erster Hilfe“ und des medizini-
schen Hilfspersonals mitzuwirken. 

(…)

§ 6	Aufgaben der Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
Die Fachkräfte für Arbeitssicherheit haben die Auf-
gabe, den Arbeitgeber beim Arbeitsschutz und bei der 
Unfallverhütung in allen Fragen der Arbeitssicherheit 
einschließlich der menschengerechten Gestaltung der 
Arbeit zu unterstützen. Sie haben insbesondere 

1. 	� den Arbeitgeber und die sonst für den Arbeits-
schutz und die Unfallverhütung verantwortlichen 
Personen zu beraten, insbesondere bei 	

		  a)	� der Planung, Ausführung und Unterhaltung 
von Betriebsanlagen und von sozialen und 
sanitären Einrichtungen, 	

		  b) 	� der Beschaffung von technischen Arbeitsmit-
teln und der Einführung von Arbeitsverfahren 
und Arbeitsstoffen, 	

		  c)		� der Auswahl und Erprobung von Körper-
schutzmitteln, 	

		  d)	� der Gestaltung der Arbeitsplätze, des Arbeits-
ablaufs, der Arbeitsumgebung und in sonsti-
gen Fragen der Ergonomie, 	

		  e) 	� der Beurteilung der Arbeitsbedingungen, 
2.		� die Betriebsanlagen und die technischen Arbeits-

mittel insbesondere vor der Inbetriebnahme und 
Arbeitsverfahren insbesondere vor ihrer Einfüh-
rung sicherheitstechnisch zu überprüfen, 

3.		� die Durchführung des Arbeitsschutzes und der 	
Unfallverhütung zu beobachten und im Zusam
menhang damit 	

		  a)	� die Arbeitsstätten in regelmäßigen Abständen 
zu begehen und festgestellte Mängel dem 
Arbeitgeber oder der sonst für den Arbeits-
schutz und die Unfallverhütung verantwort
lichen Person mitzuteilen, Maßnahmen zur 
Beseitigung dieser Mängel vorzuschlagen 	
	und auf deren Durchführung hinzuwirken, 

		  b) 	� auf die Benutzung der Körperschutzmittel zu 
achten, 	

		  c) 	� Ursachen von Arbeitsunfällen zu untersuchen, 
die Untersuchungsergebnisse zu erfassen und 
auszuwerten und dem Arbeitgeber Maßnah-
men zur Verhütung dieser Arbeitsunfälle vor-
zuschlagen, 

4.	� darauf hinzuwirken, dass sich alle im Betrieb 	
Beschäftigten den Anforderungen des Arbeits-
schutzes und der Unfallverhütung entsprechend 
verhalten, insbesondere sie über die Unfall- und 
Gesundheitsgefahren, denen sie bei der Arbeit 
ausgesetzt sind, sowie über die Einrichtungen und 
Maßnahmen zur Abwendung dieser Gefahren zu 
belehren und bei der Schulung der Sicherheitsbe-
auftragten mitzuwirken. 

(…)

§ 11 Arbeitsschutzausschuss 
Soweit in einer sonstigen Rechtsvorschrift nichts 
anderes bestimmt ist, hat der Arbeitgeber in Betrie-
ben mit mehr als zwanzig Beschäftigten einen 
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Arbeitsschutzausschuss zu bilden; bei der Feststel-
lung der Zahl der Beschäftigten sind Teilzeitbeschäf-
tigte mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeits-
zeit von nicht mehr als 20 Stunden mit 0,5 und nicht 
mehr als 30 Stunden mit 0,75 zu berücksichtigen. 
Dieser Ausschuss setzt sich zusammen aus: dem 
Arbeitgeber oder einem von ihm Beauftragten, zwei 
vom Betriebsrat bestimmten Betriebsratsmitglie-
dern, Betriebsärzten, Fachkräften für Arbeitssicher-
heit und Sicherheitsbeauftragten nach § 22 des 
Siebten Buches Sozialgesetzbuch. 

Der Arbeitsschutzausschuss hat die Aufgabe, Anlie-
gen des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung zu 
beraten. Der Arbeitsschutzausschuss tritt mindes-
tens einmal vierteljährlich zusammen.
(…)

Verordnung zum Schutz der Beschäftigten vor 
Gefährdungen durch künstliche optische Strah-
lung (Arbeitsschutzverordnung zu künstlicher 
optischer Strahlung – OStrV) vom 19. Juli 2010 
(BGBl. I S. 960) in der zurzeit geltenden Fassung

§ 3 Gefährdungsbeurteilung
(1) Bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach 
§ 5 des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber 
zunächst festzustellen, ob künstliche optische Strah-
lung am Arbeitsplatz von Beschäftigten auftritt oder 
auftreten kann. Ist dies der Fall, hat er alle hiervon 
ausgehenden Gefährdungen für die Gesundheit und 
Sicherheit der Beschäftigten zu beurteilen. Er hat die 
auftretenden Expositionen durch künstliche optische 
Strahlung am Arbeitsplatz zu ermitteln und zu bewer-
ten. Für die Beschäftigten ist in jedem Fall eine Gefähr-
dung gegeben, wenn die Expositionsgrenzwerte nach 
§ 6 überschritten werden. Der Arbeitgeber kann sich 
die notwendigen Informationen beim Hersteller oder 
Inverkehrbringer der verwendeten Arbeitsmittel oder 
mit Hilfe anderer ohne Weiteres zugänglicher Quellen 
beschaffen. Lässt sich nicht sicher feststellen, ob die 
Expositionsgrenzwerte nach § 6 eingehalten werden, 
hat er den Umfang der Exposition durch Berechnun-
gen oder Messungen nach § 4 festzustellen. Entspre-
chend dem Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung hat 
der Arbeitgeber Schutzmaßnahmen nach dem Stand 
der Technik festzulegen.

(2) Bei der Gefährdungsbeurteilung nach Absatz 1 ist 
insbesondere Folgendes zu berücksichtigen:
1. 	� Art, Ausmaß und Dauer der Exposition durch 

künstliche optische Strahlung,

2. 	� der Wellenlängenbereich der künstlichen opti-
schen Strahlung,

3. 	� die in § 6 genannten Expositionsgrenzwerte,
4. 	� alle Auswirkungen auf die Gesundheit und Sicher-

heit von Beschäftigten, die besonders gefährdeten 
Gruppen angehören,

5. 	� alle möglichen Auswirkungen auf die Sicherheit 
und Gesundheit von Beschäftigten, die sich aus 
dem Zusammenwirken von künstlicher optischer 
Strahlung und fotosensibilisierenden chemischen 
Stoffen am Arbeitsplatz ergeben können,

6. 	� alle indirekten Auswirkungen auf die Sicherheit 
und Gesundheit der Beschäftigten, zum Beispiel 
durch Blendung, Brand- und Explosionsgefahr,

7. 	� die Verfügbarkeit und die Möglichkeit des Einsat-
zes alternativer Arbeitsmittel und Ausrüstungen, 
die zu einer geringeren Exposition der Beschäftig-
ten führen (Substitutionsprüfung),

8. 	� Erkenntnisse aus arbeitsmedizinischen Vorsorge-
untersuchungen sowie hierzu allgemein zugängli-
che, veröffentlichte Informationen,

9. 	� die Exposition der Beschäftigten durch künstliche 
optische Strahlung aus mehreren Quellen,

10. 	�die Herstellerangaben zu optischen Strahlungs-
quellen und anderen Arbeitsmitteln,

11. 	� die Klassifizierung der Lasereinrichtungen und 
gegebenenfalls der in den Lasereinrichtungen zum 
Einsatz kommenden Laser nach dem Stand der 
Technik,

12. 	�die Klassifizierung von inkohärenten optischen 
Strahlungsquellen nach dem Stand der Technik, 
von denen vergleichbare Gefährdungen wie bei 
Lasern der Klassen 3R, 3B oder 4 ausgehen können,

13. 	�die Arbeitsplatz- und Expositionsbedingungen, die 
zum Beispiel im Normalbetrieb, bei Einrichtvor-
gängen sowie bei Instandhaltungs- und Reparatur-
arbeiten auftreten können.

(3) Vor Aufnahme einer Tätigkeit hat der Arbeitgeber 
die Gefährdungsbeurteilung durchzuführen und die 
erforderlichen Schutzmaßnahmen zu treffen. Die 
Gefährdungsbeurteilung ist regelmäßig zu überprüfen 
und gegebenenfalls zu aktualisieren, insbesondere 
wenn maßgebliche Veränderungen der Arbeitsbedin-
gungen dies erforderlich machen. Die Schutzmaßnah-
men sind gegebenenfalls anzupassen.

(4) Der Arbeitgeber hat die Gefährdungsbeurteilung 
unabhängig von der Zahl der Beschäftigten vor Auf-
nahme der Tätigkeit in einer Form zu dokumentieren, 
die eine spätere Einsichtnahme ermöglicht. In der 
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Dokumentation ist anzugeben, welche Gefährdungen 
am Arbeitsplatz auftreten können und welche Maß-
nahmen zur Vermeidung oder Minimierung der 
Gefährdung der Beschäftigten durchgeführt werden 
müssen. Der Arbeitgeber hat die ermittelten Ergeb-
nisse aus Messungen und Berechnungen in einer 
Form aufzubewahren, die eine spätere Einsichtnahme 
ermöglicht. Für Expositionen durch künstliche ultravi-
olette Strahlung sind entsprechende Unterlagen min-
destens 30 Jahre aufzubewahren.

Verordnung über Arbeitsstätten (Arbeitsstätten-
verordnung – ArbStättV) vom 12. August 2004 
(BGBl. I S. 2179) in der zurzeit geltenden Fassung
 
§ 3 Gefährdungsbeurteilung
(1) Bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach 
§ 5 des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber 
zunächst festzustellen, ob die Beschäftigten Gefähr-
dungen beim Einrichten und Betreiben von Arbeits-
stätten ausgesetzt sind oder ausgesetzt sein können. 
Ist dies der Fall, hat er alle möglichen Gefährdungen 
der Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten zu 
beurteilen. Entsprechend dem Ergebnis der Gefähr-
dungsbeurteilung hat der Arbeitgeber Schutzmaß-
nahmen gemäß den Vorschriften dieser Verordnung 
einschließlich ihres Anhangs nach dem Stand der 
Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene festzulegen. 
Sonstige gesicherte arbeitswissenschaftliche 
Erkenntnisse sind zu berücksichtigen.

(2) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass die 
Gefährdungsbeurteilung fachkundig durchgeführt 
wird. Verfügt der Arbeitgeber nicht selbst über die 
entsprechenden Kenntnisse, hat er sich fachkundig 
beraten zu lassen.

(3) Der Arbeitgeber hat die Gefährdungsbeurteilung 
unabhängig von der Zahl der Beschäftigten vor Aufnahme 
der Tätigkeiten zu dokumentieren. In der Dokumenta-
tion ist anzugeben, welche Gefährdungen am Arbeits-
platz auftreten können und welche Maßnahmen nach 
Absatz 1 Satz 3 durchgeführt werden müssen.
(…)

Verordnung über Sicherheit und Gesundheits-
schutz bei der Bereitstellung von Arbeitsmitteln 
und deren Benutzung bei der Arbeit, über Sicher-
heit beim Betrieb überwachungsbedürftiger Anla-
gen und über die Organisation des betrieblichen 
Arbeitsschutzes (Betriebssicherheitsverordnung – 
BetrSichV) vom 27. September 2002 (BGBl. I S. 
3777) in der zurzeit geltenden Fassung 

§ 3	Gefährdungsbeurteilung 
(1) Der Arbeitgeber hat bei der Gefährdungsbeurteilung 
nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes unter Berücksich-
tigung der Anhänge 1 bis 5, des § 6 der Gefahrstoff
verordnung und der allgemeinen Grundsätze des § 4 
des Arbeitsschutzgesetzes die notwendigen Maßnah-
men für die sichere Bereitstellung und Benutzung der 
Arbeitsmittel zu ermitteln. Dabei hat er insbesondere 
die Gefährdungen zu berücksichtigen, die mit der 
Benutzung des Arbeitsmittels selbst verbunden sind 
und die am Arbeitsplatz durch Wechselwirkungen der 
Arbeitsmittel untereinander oder mit Arbeitsstoffen 
oder der Arbeitsumgebung hervorgerufen werden. 

(2) Kann nach den Bestimmungen der §§ 6 und 11 der 
Gefahrstoffverordnung die Bildung gefährlicher explo-
sionsfähiger Atmosphären nicht sicher verhindert 
werden, hat der Arbeitgeber zu beurteilen 
1.		� die Wahrscheinlichkeit und die Dauer des Auftre-

tens gefährlicher explosionsfähiger Atmosphären,
2.		� die Wahrscheinlichkeit des Vorhandenseins, der 	

Aktivierung und des Wirksamwerdens von 	
Zündquellen einschließlich elektrostatischer Ent-
ladungen und 

3.		� das Ausmaß der zu erwartenden Auswirkungen 
von Explosionen. 

(3) Für Arbeitsmittel sind insbesondere Art, Umfang 
und Fristen erforderlicher Prüfungen zu ermitteln. 
Ferner hat der Arbeitgeber die notwendigen Voraus-
setzungen zu ermitteln und festzulegen, welche die 
Personen erfüllen müssen, die von ihm mit der Prü-
fung oder Erprobung von Arbeitsmitteln zu beauftra-
gen sind. 
(…)

§ 6	Explosionsschutzdokument 
(1) Der Arbeitgeber hat unabhängig von der Zahl der 
Beschäftigten im Rahmen seiner Pflichten nach § 3 
sicherzustellen, dass ein Dokument (Explosions-
schutzdokument) erstellt und auf dem letzten Stand 
gehalten wird.
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(2) Aus dem Explosionsschutzdokument muss insbe-
sondere hervorgehen, 
1. 	� dass die Explosionsgefährdungen ermittelt und 

einer Bewertung unterzogen worden sind, 
2. 	� dass angemessene Vorkehrungen getroffen 

werden, um die Ziele des Explosionsschutzes zu 
erreichen, 

3. 	� welche Bereiche entsprechend Anhang 3 in Zonen 	
eingeteilt wurden und 

4.	� für welche Bereiche die Mindestvorschriften 
gemäß Anhang 4 gelten 

(3) Das Explosionsschutzdokument ist vor Aufnahme 
der Arbeit zu erstellen. Es ist zu überarbeiten, wenn 
Veränderungen, Erweiterungen oder Umgestaltungen 
der Arbeitsmittel oder des Arbeitsablaufes vorgenom-
men werden. 
(4) Unbeschadet der Einzelverantwortung jedes 
Arbeitgebers nach dem Arbeitsschutzgesetz und den 
§§ 6 und 15 der Gefahrstoffverordnung koordiniert der 
Arbeitgeber, der die Verantwortung für die Bereitstel-
lung und Benutzung der Arbeitsmittel trägt, die 
Durchführung aller die Sicherheit und den Gesund-
heitsschutz der Beschäftigten betreffenden Maßnah-
men und macht in seinem Explosionsschutzdokument 
genauere Angaben über das Ziel, die Maßnahmen und 
die Bedingungen der Durchführung dieser Koordinie-
rung. 

(5) Bei der Erfüllung der Verpflichtungen nach Absatz 
1 können auch vorhandene Gefährdungsbeurteilun-
gen, Dokumente oder andere gleichwertige Berichte 
verwendet werden, die auf Grund von Verpflichtungen 
nach anderen Rechtsvorschriften erstellt worden sind.

Verordnung über Sicherheit und Gesundheits-
schutz bei der Arbeit an Bildschirmgeräten (Bild-
schirmarbeitsverordnung – BildscharbV) vom 
4. Dezember 1996 (BGBl. I 1996 S. 1841) in der 
zurzeit geltenden Fassung
 
§ 3 Beurteilung der Arbeitsbedingungen
Bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 5 
des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber bei 
Bildschirmarbeitsplätzen die Sicherheits- und Gesund
heitsbedingungen insbesondere hinsichtlich einer 
möglichen Gefährdung des Sehvermögens sowie kör-
perlicher Probleme und psychischer Belastungen zu 
ermitteln und zu beurteilen. 

Hinweis: 
Hilfestellung der Arbeitsschutzverwaltung NRW  
zur Beurteilung der Arbeitsbedingungen an Bild
schirmarbeitsplätzen finden Sie im Arbeitsschutz-
portal NRW unter www.arbeitsschutz.nrw.de. 

Verordnung über Sicherheit und Gesundheits-
schutz bei Tätigkeiten mit biologischen Arbeits-
stoffen (Biostoffverordnung – BioStoffV) vom  
15. Juli 2013 (BGBl. I 2013/40 vom 22.07.13  
S. 2514)

§ 4 Gefährdungsbeurteilung
(1) Im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung nach § 5 
des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber die 
Gefährdung der Beschäftigten durch die Tätigkeiten 
mit Biostoffen vor Aufnahme der Tätigkeit zu beurtei-
len. Die Gefährdungsbeurteilung ist fachkundig durch-
zuführen. Verfügt der Arbeitgeber nicht selbst über 
die entsprechenden Kenntnisse, so hat er sich fach-
kundig beraten zu lassen.

(2) Der Arbeitgeber hat die Gefährdungsbeurteilung 
unverzüglich zu aktualisieren, wenn
1.		 �maßgebliche Veränderungen der Arbeitsbedingun-

gen oder neue Informationen, zum Beispiel Unfall-
berichte oder Erkenntnisse aus arbeitsmedizinischen 
Vorsorgeuntersuchungen, dies erfordern oder

2.		� die Prüfung von Funktion und Wirksamkeit der 
Schutzmaßnahmen ergeben hat, dass die 
festgelegten Schutzmaßnahmen nicht wirksam 
sind.

Ansonsten hat der Arbeitgeber die Gefährdungsbeur-
teilung mindestens jedes zweite Jahr zu überprüfen 
und bei Bedarf zu aktualisieren. Ergibt die Überprü-
fung, dass eine Aktualisierung der Gefährdungsbeur-
teilung nicht erforderlich ist, so hat der Arbeitgeber 
dies unter Angabe des Datums der Überprüfung in der 
Dokumentation nach § 7 zu vermerken.

(3) Für die Gefährdungsbeurteilung hat der Arbeitge-
ber insbesondere Folgendes zu ermitteln:
1.		� Identität, Risikogruppeneinstufung und Übertra-

gungswege der Biostoffe, deren mögliche sensi
bilisierende und toxische Wirkungen und Aufnah-
mepfade soweit diese Informationen für den 
Arbeitgeber zugänglich sind; dabei hat er sich 
auch darüber zu informieren, ob durch die Bio-
stoffe sonstige die Gesundheit schädigende 
Wirkungen hervorgerufen werden können,
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2.		� Art der Tätigkeit unter Berücksichtigung der 
Betriebsabläufe, Arbeitsverfahren und verwen
deten Arbeitsmittel einschließlich der Betriebsan-
lagen,

3.		� Art, Dauer und Häufigkeit der Exposition der 
Beschäftigten, sowie diese Informationen für den 
Arbeitgeber zugänglich sind,

4.	� Möglichkeit des Einsatzes von Biostoffen, Arbeits-
verfahren oder Arbeitsmitteln, die zu keiner oder 
einer geringeren Gefährdung der Beschäftigten 
führen würden (Substitutionsprüfung),

5.		� tätigkeitsbezogene Erkenntnisse
		  a.		� über Belastungs- und Expositionssituationen, 

einschließlich psychischer Belastungen,
		  b.		� über bekannte Erkrankungen und die zu 

ergreifenden Gegenmaßnahmen,
		  c.		 aus der arbeitsmedizinischen Vorsorge.

(4) Der Arbeitgeber hat auf der Grundlage der nach 
Absatz 3 ermittelten Informationen die Infektionsge-
fährdung und die Gefährdungen durch sensibilisie-
rende oder toxische Wirkungen unabhängig voneinan-
der zu beurteilen. Diese Einzelbeurteilungen sind zu 
einer Gesamtbeurteilung zusammenzuführen, auf 
deren Grundlage die Schutzmaßnahmen festzulegen 
und zu ergreifen sind. Dies gilt auch, wenn bei einer 
Tätigkeit mehrere Biostoffe gleichzeitig auftreten oder 
verwendet werden.

(5) Sind bei Tätigkeiten mit Produkten, die Biostoffe 
enthalten, die erforderlichen Informationen zur 
Gefährdungsbeurteilung wie zum Beispiel die Risiko-
gruppeneinstufung nicht zu ermitteln, so muss der 
Arbeitgeber diese beim Hersteller, Einführer oder 
Inverkehrbringer einholen. Satz 1 gilt nicht für Lebens-
mittel in Form von Fertigerzeugnissen, die für den 
Endverbrauch bestimmt sind.

§ 5 Tätigkeiten mit Schutzstufenzuordnung
(1) Bei Tätigkeiten in Laboratorien, in der Versuchs-
tierhaltung, in der Biotechnologie sowie in Einrichtun-
gen des Gesundheitsdienstes hat der Arbeitgeber 
ergänzend zu § 4 Absatz 3 zu ermitteln, ob gezielte 
oder nicht gezielte Tätigkeiten ausgeübt werden. Er 
hat diese Tätigkeiten hinsichtlich ihrer Infektionsge-
fährdung einer Schutzstufe zuzuordnen.

(2) Die Schutzstufenzuordnung richtet sich
1.	bei gezielten Tätigkeiten nach der Risikogruppe des 
ermittelten Biostoffs; werden Tätigkeiten mit mehre-
ren Biostoffen ausgeübt, so richtet sich die Schutzstu-

fenzuordnung nach dem Biostoff mit der höchsten 
Risikogruppe,
2.		� bei nicht gezielten Tätigkeiten nach der Risiko-

gruppe des Biostoffs, der aufgrund 
		  a.		 der Wahrscheinlichkeit seines Auftretens,
		  b.		 der Art der Tätigkeit,
		  c.		� der Art, Dauer, Höhe und Häufigkeit der ermit-

telten Exposition den Grad der Infektionsge-
fährdung der Beschäftigten bestimmt.

§ 6 Tätigkeiten ohne Schutzstufenzuordnung
(1) Tätigkeiten, die nicht unter § 5 Absatz 1 fallen, 
müssen keiner Schutzstufe zugeordnet werden. Dabei 
handelt es sich um Tätigkeiten im Sinne von § 2 
Absatz 7 Nummer 2. Zu diesen Tätigkeiten gehören 
beispielsweise Reinigungs- und Sanierungsarbeiten, 
Tätigkeiten in der Veterinärmedizin, der Land-, Forst-, 
Abwasser- und Abfallwirtschaft sowie in Biogasanla-
gen und Schlachtbetrieben.

(2) Kann bei diesen Tätigkeiten eine der in § 4 Absatz 
3 Nummer 1 und 3 genannten Informationen nicht 
ermittelt werden, weil das Spektrum der auftretenden 
Biostoffe Schwankungen unterliegt oder Art, Dauer, 
Höhe oder Häufigkeit der Exposition wechseln kön-
nen, so hat der Arbeitgeber die für die Gefährdungs-
beurteilung und Festlegung der Schutzmaßnahmen 
erforderlichen Informationen insbesondere zu ermit-
teln auf der Grundlage von
1.		 Bekanntmachungen nach § 19 Absatz 4,
2.		 Erfahrungen aus vergleichbaren Tätigkeiten oder
3.		� sonstigen gesicherten arbeitswissenschaftlichen 

Erkenntnissen.

§ 7 Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung 
und Aufzeichnungspflichten
(1) Der Arbeitgeber hat die Gefährdungsbeurteilung 
unabhängig von der Zahl der Beschäftigten erstmals 
vor Aufnahme der Tätigkeit sowie danach jede Aktuali-
sierung gemäß Satz 2 zu dokumentieren. Die Doku-
mentation der Gefährdungsbeurteilung umfasst ins-
besondere folgende Angaben:
1.		� die Art der Tätigkeit einschließlich der Expositi-

onsbedingungen,
2.		� das Ergebnis der Substitutionsprüfung nach § 4 

Absatz 3 Nummer 4,
3.		� die nach § 5 Absatz 2 festgelegten Schutzstufen,
4.	 die zu ergreifenden Schutzmaßnahmen,
5.		� eine Begründung, wenn von den nach § 19 Absatz 

4 Nummer 1 bekannt gegebenen Regeln und 
Erkenntnissen abgewichen wird.
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(2) Als Bestandteil der Dokumentation hat der Arbeit-
geber ein Verzeichnis der verwendeten oder auftre-
tenden Biostoffe zu erstellen (Biostoffverzeichnis), 
soweit diese bekannt und für die Gefährdungsbeurtei-
lung nach § 4 maßgeblich sind. Das Verzeichnis muss 
Angaben zur Einstufung der Biostoffe in eine Risiko-
gruppe nach § 3 und zu ihren sensibilisierenden und 
toxischen Wirkungen beinhalten. Die Angaben müssen 
allen betroffenen Beschäftigten und ihren Vertretun-
gen zugänglich sein.

(3) Bei Tätigkeiten der Schutzstufe 3 oder 4 hat der 
Arbeitgeber zusätzlich ein Verzeichnis über die 
Beschäftigten zu führen, die diese Tätigkeiten aus-
üben. In dem Verzeichnis sind die Art der Tätigkeiten 
und die vorkommenden Biostoffe sowie aufgetretene 
Unfälle und Betriebsstörungen anzugeben. Es ist 
personenbezogen für den Zeitraum von mindestens 
zehn Jahren nach Beendigung der Tätigkeit aufzube-
wahren. Der Arbeitgeber hat
1.		� den Beschäftigten die sie betreffenden Angaben 

in dem Verzeichnis zugänglich zu machen; der 
Schutz der personenbezogenen Daten ist zu 
gewährleisten,

2.		� bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 
dem Beschäftigten einen Auszug über die ihn 
betreffenden Angaben des Verzeichnisses auszu-
händigen; der Nachweis über die Aushändigung ist 
vom Arbeitgeber wie Personalunterlagen aufzube-
wahren.

Das Verzeichnis über die Beschäftigten kann zusam-
men mit dem Biostoffverzeichnis nach Absatz 2 
geführt werden.

(4) Auf die Dokumentation der Angaben nach Absatz 1 
Satz 2 Nummer 2 und 5 sowie auf das Verzeichnis nach 
Absatz 2 kann verzichtet werden, wenn ausschließlich 
Tätigkeiten mit Biostoffen der Risikogruppe 1 ohne 
sensibilisierende oder toxische Wirkungen durchge-
führt werden.

Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen (Gefahr-
stoffverordnung – GefStoffV) vom 26. November 
2010 (BGBl. I S. 1643,) in der zurzeit geltenden 
Fassung 

§ 6 Informationsermittlung und Gefährdungs
beurteilung 
(1) Im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung als 
Bestandteil der Beurteilung der Arbeitsbedingungen 
nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeit

geber festzustellen, ob die Beschäftigten Tätigkeiten 
mit Gefahrstoffen ausüben oder ob bei Tätigkeiten 
Gefahrstoffe entstehen oder freigesetzt werden kön-
nen. Ist dies der Fall, so hat er alle hiervon ausgehen-
den Gefährdungen der Gesundheit und Sicherheit der 
Beschäftigten unter folgenden Gesichtspunkten zu 
beurteilen:
1.		� gefährliche Eigenschaften der Stoffe oder Zube-

reitungen, einschließlich ihrer physikalisch-chemi-
schen Wirkungen, 

2.		� Informationen des Herstellers oder Inverkehrbrin-
gers zum Gesundheitsschutz und zur Sicherheit 
insbesondere im Sicherheitsdatenblatt, 

3.		� Art und Ausmaß der Exposition unter Berücksich-
tigung aller Expositionswege; dabei sind die 
Ergebnisse der Messungen und Ermittlungen nach 
§ 7 Absatz 8 zu berücksichtigen, 

4.	� Möglichkeiten einer Substitution, 
5.		� Arbeitsbedingungen und Verfahren, einschließlich 

der Arbeitsmittel und der Gefahrstoffmenge, 
6.	� Arbeitsplatzgrenzwerte und biologische Grenzwerte, 
7.		� Wirksamkeit der ergriffenen oder zu ergreifenden 

Schutzmaßnahmen, 
8.	� Erkenntnisse aus arbeitsmedizinischen Vorsorge-

untersuchungen nach der Verordnung zur arbeits-
medizinischen Vorsorge. 

(2) Der Arbeitgeber hat sich die für die Gefährdungs-
beurteilung notwendigen Informationen beim Inver-
kehrbringer oder aus anderen, ihm mit zumutbarem 
Aufwand zugänglichen Quellen zu beschaffen. Insbe-
sondere hat der Arbeitgeber die Informationen zu 
beachten, die ihm nach Titel IV der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 zur Verfügung gestellt werden; dazu 
gehören Sicherheitsdatenblätter und die Informatio-
nen zu Stoffen oder Zubereitungen, für die kein 
Sicherheitsdatenblatt zu erstellen ist. Sofern die Ver-
ordnung (EG) Nr. 1907/2006 keine Informationspflicht 
vorsieht, hat der Inverkehrbringer dem Arbeitgeber 
auf Anfrage die für die Gefährdungsbeurteilung not-
wendigen Informationen über die Gefahrstoffe zur 
Verfügung zu stellen.

(3) Stoffe und Zubereitungen, die nicht von einem 
Inverkehrbringer nach § 4 Absatz 1 oder Absatz 2 ein-
gestuft und gekennzeichnet worden sind, beispiels-
weise innerbetrieblich hergestellte Stoffe oder Zube-
reitungen, hat der Arbeitgeber selbst einzustufen. 
Zumindest aber hat er die von den Stoffen oder Zube-
reitungen ausgehenden Gefährdungen der Beschäf-
tigten zu ermitteln; dies gilt auch für Gefahrstoffe 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 4.
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(4) Der Arbeitgeber hat festzustellen, ob die verwen-
deten Stoffe, Zubereitungen oder Erzeugnisse bei 
Tätigkeiten, auch unter Berücksichtigung verwendeter 
Arbeitsmittel, Verfahren und der Arbeitsumgebung 
sowie ihrer möglichen Wechselwirkungen, zu Brand  
oder Explosionsgefährdungen führen können. Insbe-
sondere hat er zu ermitteln, ob die Stoffe, Zubereitun-
gen oder Erzeugnisse auf Grund ihrer Eigenschaften 
und der Art und Weise, wie sie am Arbeitsplatz vor-
handen sind oder verwendet werden, explosionsfähige 
Gemische bilden können. Im Fall von nicht atmosphä-
rischen Bedingungen sind auch die möglichen Verän-
derungen der für den Explosionsschutz relevanten 
sicherheitstechnischen Kenngrößen zu ermitteln und 
zu berücksichtigen.

(5) Bei der Gefährdungsbeurteilung sind ferner Tätig-
keiten zu berücksichtigen, bei denen auch nach Aus-
schöpfung sämtlicher technischer Schutzmaßnah-
men die Möglichkeit einer Gefährdung besteht. Dies 
gilt insbesondere für Instandhaltungsarbeiten, ein-
schließlich Wartungsarbeiten. Darüber hinaus sind 
auch andere Tätigkeiten wie Bedien- und Überwa-
chungsarbeiten zu berücksichtigen, wenn diese zu 
einer Gefährdung von Beschäftigten durch Gefahr-
stoffe führen können.

(6) Die mit den Tätigkeiten verbundenen inhalativen, 
dermalen und physikalisch-chemischen Gefährdun-
gen sind unabhängig voneinander zu beurteilen und in 
der Gefährdungsbeurteilung zusammenzuführen. Tre-
ten bei einer Tätigkeit mehrere Gefahrstoffe gleichzei-
tig auf, sind Wechsel- oder Kombinationswirkungen 
der Gefahrstoffe, die Einfluss auf die Gesundheit und 
Sicherheit der Beschäftigten haben, bei der Gefähr-
dungsbeurteilung zu berücksichtigen, soweit solche 
Wirkungen bekannt sind.

(7) Der Arbeitgeber kann bei der Festlegung der 
Schutzmaßnahmen eine Gefährdungsbeurteilung 
übernehmen, die ihm der Hersteller oder Inverkehr-
bringer mitgeliefert hat, sofern die Angaben und Fest-
legungen in dieser Gefährdungsbeurteilung den 
Arbeitsbedingungen und Verfahren, einschließlich der 
Arbeitsmittel und der Gefahrstoffmenge, im eigenen 
Betrieb entsprechen.

(8) Der Arbeitgeber hat die Gefährdungsbeurteilung 
unabhängig von der Zahl der Beschäftigten erstmals 
vor Aufnahme der Tätigkeit zu dokumentieren; dabei 
sind anzugeben

1.		� die Gefährdungen am Arbeitsplatz,
2.		� das Ergebnis der Prüfung auf Möglichkeiten einer 

Substitution nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4,
3.		� eine Begründung für einen Verzicht auf eine tech-

nisch mögliche Substitution, sofern Schutzmaß-
nahmen nach § 9 oder § 10 zu ergreifen sind,

4.	� die durchzuführenden Schutzmaßnahmen, ein-
schließlich der zusätzlich bei Überschreitung 
eines Arbeitsplatzgrenzwerts ergriffenen Schutz-
maßnahmen sowie geplanter weiterer Schutz-
maßnahmen, die zukünftig zur Einhaltung des 
Arbeitsplatzgrenzwerts ergriffen werden sollen,

5.		� eine Begründung, wenn von den nach § 20 Absatz 
4 bekannt gegebenen Regeln und Erkenntnissen 
abgewichen wird, und

6.	� die Ermittlungsergebnisse, die belegen, dass der 
Arbeitsplatzgrenzwert eingehalten wird oder –  
bei Stoffen ohne Arbeitsplatzgrenzwert – die 
ergriffenen technischen Schutzmaßnahmen wirk-
sam sind.

Auf eine detaillierte Dokumentation kann bei Tätigkei-
ten mit geringer Gefährdung nach Absatz 11 verzichtet 
werden. Falls in anderen Fällen auf eine detaillierte 
Dokumentation verzichtet wird, ist dies nachvollzieh-
bar zu begründen. Die Gefährdungsbeurteilung ist 
regelmäßig zu überprüfen und bei Bedarf zu aktuali-
sieren. Sie ist umgehend zu aktualisieren, wenn maß-
gebliche Veränderungen oder neue Informationen 
dies erfordern oder wenn sich eine Aktualisierung auf 
Grund der Ergebnisse arbeitsmedizinischer Vorsorge-
untersuchungen nach der Verordnung zur arbeitsme-
dizinischen Vorsorge als notwendig erweist.

(9) Die Gefährdungsbeurteilung darf nur von fachkun-
digen Personen durchgeführt werden. Verfügt der 
Arbeitgeber nicht selbst über die entsprechenden 
Kenntnisse, so hat er sich fachkundig beraten zu las-
sen. Fachkundig können insbesondere die Fachkraft 
für Arbeitssicherheit und die Betriebsärztin oder der 
Betriebsarzt sein.

(10) Der Arbeitgeber hat ein Verzeichnis der im 
Betrieb verwendeten Gefahrstoffe zu führen, in dem 
auf die entsprechenden Sicherheitsdatenblätter ver-
wiesen wird. Das Verzeichnis muss mindestens fol-
gende Angaben enthalten:
1.		� Bezeichnung des Gefahrstoffs,
2.		� Einstufung des Gefahrstoffs oder Angaben zu den 

gefährlichen Eigenschaften,
3.		� Angaben zu den im Betrieb verwendeten Mengen-

bereichen,
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4.	� Bezeichnung der Arbeitsbereiche, in denen 
Beschäftigte dem Gefahrstoff ausgesetzt sein 
können.

Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn nur Tätigkeiten 
mit geringer Gefährdung nach Absatz 11 ausgeübt 
werden. Die Angaben nach Satz 2 Nummer 1, 2 und 4 
müssen allen betroffenen Beschäftigten und ihrer 
Vertretung zugänglich sein.

(11) Ergibt sich aus der Gefährdungsbeurteilung für 
bestimmte Tätigkeiten auf Grund
1.		 �der dem Gefahrstoff zugeordneten Gefährlichkeits

merkmale,
2.		� einer geringen verwendeten Stoffmenge,
3.		� einer nach Höhe und Dauer niedrigen Exposition 

und
4.	 der Arbeitsbedingungen
insgesamt eine nur geringe Gefährdung der Beschäf-
tigten und reichen die nach § 8 zu ergreifenden Maß-
nahmen zum Schutz der Beschäftigten aus, so müs-
sen keine weiteren Maßnahmen des Abschnitts 4 
ergriffen werden.

(12) Wenn für Stoffe oder Zubereitungen keine Prüf-
daten oder entsprechende aussagekräftige Informati-
onen zur akut toxischen, reizenden, hautsensibilisie-
renden oder erbgutverändernden Wirkung oder zur 
Wirkung bei wiederholter Exposition vorliegen, sind 
die Stoffe oder Zubereitungen bei der Gefährdungsbe-
urteilung wie Gefahrstoffe mit entsprechenden Wir-
kungen zu behandeln.

§ 7 Grundpflichten
(1) Der Arbeitgeber darf eine Tätigkeit mit Gefahrstof-
fen erst aufnehmen lassen, nachdem eine Gefährdungs
beurteilung nach § 6 durchgeführt und die erforder
lichen Schutzmaßnahmen nach Abschnitt 4 ergriffen 
worden sind.

Verordnung zum Schutz der Beschäftigten vor 
Gefährdungen durch Lärm und Vibrationen 
(Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung – 
LärmVibrationsArbSchV) vom 6. März 2007 
(BGBl. I S. 261) in der zurzeit geltenden Fassung.

§ 3 Gefährdungsbeurteilung
(1) Bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach 
§ 5 des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber 
zunächst festzustellen, ob die Beschäftigten Lärm 
oder Vibrationen ausgesetzt sind oder ausgesetzt 
sein können. Ist dies der Fall, hat er alle hiervon ausge-

henden Gefährdungen für die Gesundheit und Sicher-
heit der Beschäftigten zu beurteilen. Dazu hat er die 
auftretenden Expositionen am Arbeitsplatz zu ermit-
teln und zu bewerten. Der Arbeitgeber kann sich die 
notwendigen Informationen beim Hersteller oder 
Inverkehrbringer von Arbeitsmitteln oder bei anderen 
ohne weiteres zugänglichen Quellen beschaffen. Lässt 
sich die Einhaltung der Auslöse- und Expositions-
grenzwerte nicht sicher ermitteln, hat er den Umfang 
der Exposition durch Messungen nach § 4 festzustel-
len. Entsprechend dem Ergebnis der Gefährdungsbe-
urteilung hat der Arbeitgeber Schutzmaßnahmen 
nach dem Stand der Technik festzulegen.

(2) Die Gefährdungsbeurteilung nach Absatz 1 
umfasst insbesondere
1. 	� bei Exposition der Beschäftigten durch Lärm
		  a) 	� Art, Ausmaß und Dauer der Exposition durch 

Lärm,
		  b) 	� die Auslösewerte nach § 6 Satz 1 und die 

Expositionswerte nach § 8 Abs. 2,
		  c) 	� die Verfügbarkeit alternativer Arbeitsmittel 

und Ausrüstungen, die zu einer geringeren 
Exposition der Beschäftigten führen (Substi-
tutionsprüfung),

		  d) 	� Erkenntnisse aus der arbeitsmedizinischen 
Vorsorge sowie allgemein zugängliche, veröf-
fentlichte Informationen hierzu,

		  e) 	� die zeitliche Ausdehnung der beruflichen 
Exposition über eine Achtstundenschicht 
hinaus,

		  f) 	� die Verfügbarkeit und Wirksamkeit von Gehör-
schutzmitteln,

		  g) 	� Auswirkungen auf die Gesundheit und Sicher-
heit von Beschäftigten, die besonders gefähr-
deten Gruppen angehören, und

		  h) 	 Herstellerangaben zu Lärmemissionen sowie
2. 	� bei Exposition der Beschäftigten durch Vibrationen
		  a) 	� Art, Ausmaß und Dauer der Exposition durch 

Vibrationen, einschließlich besonderer 
Arbeitsbedingungen, wie zum Beispiel Tätig-
keiten bei niedrigen Temperaturen,

		  b) 	� die Expositionsgrenzwerte und Auslösewerte 
nach § 9 Abs. 1 und 2,

		  c) 	� die Verfügbarkeit und die Möglichkeit des Ein-
satzes alternativer Arbeitsmittel und Ausrüs-
tungen, die zu einer geringeren Exposition der 
Beschäftigten führen (Substitutionsprüfung),

		  d) 	� Erkenntnisse aus der arbeitsmedizinischen 
Vorsorge sowie allgemein zugängliche, veröf-
fentlichte Informationen hierzu,
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		  e) 	� die zeitliche Ausdehnung der beruflichen 
Exposition über eine Achtstundenschicht 
hinaus,

		  f) 	� Auswirkungen auf die Gesundheit und Sicher-
heit von Beschäftigten, die besonders gefähr-
deten Gruppen angehören, und

		  g) 	� Herstellerangaben zu Vibrationsemissionen.

(3) Die mit der Exposition durch Lärm oder Vibratio-
nen verbundenen Gefährdungen sind unabhängig von-
einander zu beurteilen und in der Gefährdungsbeur-
teilung zusammenzuführen. Mögliche Wechsel- oder 
Kombinationswirkungen sind bei der Gefährdungsbe-
urteilung zu berücksichtigen. Dies gilt insbesondere 
bei Tätigkeiten mit gleichzeitiger Belastung durch 
Lärm, arbeitsbedingten ototoxischen Substanzen
oder Vibrationen, soweit dies technisch durchführbar 
ist. Zu berücksichtigen sind auch mittelbare Auswirkun-
gen auf die Gesundheit und Sicherheit der Beschäftig-
ten, zum Beispiel durch Wechselwirkungen zwischen 
Lärm und Warnsignalen oder anderen Geräuschen, de 
ren Wahrnehmung zur Vermeidung von Gefährdungen 
erforderlich ist. Bei Tätigkeiten, die eine hohe Konzen-
tration und Aufmerksamkeit erfordern, sind störende 
und negative Einflüsse infolge einer Exposition durch 
Lärm oder Vibrationen zu berücksichtigen.

(4) Der Arbeitgeber hat die Gefährdungsbeurteilung 
unabhängig von der Zahl der Beschäftigten zu doku-
mentieren. In der Dokumentation ist anzugeben, wel-
che Gefährdungen am Arbeitsplatz auftreten können 
und welche Maßnahmen zur Vermeidung oder Mini-
mierung der Gefährdung der Beschäftigten durchge-
führt werden müssen. Die Gefährdungsbeurteilung ist 
zu aktualisieren, wenn maßgebliche Veränderungen 
der Arbeitsbedingungen dies erforderlich machen 
oder wenn sich eine Aktualisierung auf Grund der 
Ergebnisse der arbeitsmedizinischen Vorsorge als 
notwendig erweist.
(…)

Verordnung über Sicherheit und Gesundheits-
schutz bei der manuellen Handhabung von Lasten 
bei der Arbeit (Lastenhandhabungsverordnung – 
LasthandhabV) vom 4. Dezember 1996 (BGBl. I 
1996 S. 1841) in der zurzeit geltenden Fassung 

§ 2 Maßnahmen 
(1) Der Arbeitgeber hat unter Zugrundelegung des 
Anhangs geeignete organisatorische Maßnahmen zu 
treffen oder geeignete Arbeitsmittel, insbesondere 

mechanische Ausrüstungen, einzusetzen, um manuelle 
Handhabungen von Lasten, die für die Beschäftigten 
eine Gefährdung für Sicherheit und Gesundheit, ins-
besondere der Lendenwirbelsäule mit sich bringen, zu 
vermeiden. 

(2) Können diese manuellen Handhabungen von Las-
ten nicht vermieden werden, hat der Arbeitgeber bei 
der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 5 des 
Arbeitsschutzgesetzes die Arbeitsbedingungen insbe-
sondere unter Zugrundelegung des Anhangs zu beur-
teilen. Aufgrund der Beurteilung hat der Arbeitgeber 
geeignete Maßnahmen zu treffen, damit eine Gefähr-
dung von Sicherheit und Gesundheit der Beschäftig-
ten möglichst gering gehalten wird. 

Hinweis: 
Hilfestellung der Arbeitsschutzverwaltung NRW  
zur Beurteilung der Arbeitsbedingungen bei der 
manuellen Handhabung von Lasten finden Sie  
im Arbeitsschutzportal NRW unter 
www.arbeitsschutz.nrw.de.

Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz – JArbSchG) vom 
12. April 1976 (BGBl. I S. 965) in der zurzeit gel-
tenden Fassung 

§ 28a Beurteilung der Arbeitsbedingungen 
Vor Beginn der Beschäftigung Jugendlicher und bei 
wesentlicher Änderung der Arbeitsbedingungen hat 
der Arbeitgeber die mit der Beschäftigung verbunde-
nen Gefährdungen Jugendlicher zu beurteilen. Im 
Übrigen gelten die Vorschriften des Arbeitsschutz
gesetzes

Verordnung zum Schutze der Mütter am 
Arbeitsplatz – MuSchArbV vom 15. April 1997 
(BGBl. I S. 782) in der zurzeit geltenden Fassung

§ 1 Beurteilung der Arbeitsbedingungen 
(1) Der Arbeitgeber muss rechtzeitig für jede Tätig-
keit, bei der werdende oder stillende Mütter durch die 
chemischen Gefahrstoffe, biologischen Arbeitsstoffe, 
physikalischen Schadfaktoren, die Verfahren oder 
Arbeitsbedingungen nach Anlage 1 dieser Verordnung 
gefährdet werden können, Art, Ausmaß und Dauer der 
Gefährdung beurteilen. Die Pflichten nach dem Arbeits-
schutzgesetz bleiben unberührt. 
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(2) Zweck der Beurteilung ist es, 
1.		� alle Gefahren für die Sicherheit und Gesundheit 	

sowie alle Auswirkungen auf Schwangerschaft 
oder Stillzeit der betroffenen Arbeitnehmerinnen 
abzuschätzen und 

2.		� die zu ergreifenden Schutzmaßnahmen zu 
bestimmen. 

(3) Der Arbeitgeber kann zuverlässige und fachkun-
dige Personen schriftlich damit beauftragen, ihm 
obliegende Aufgaben nach dieser Verordnung in eige-
ner Verantwortung wahrzunehmen.

Vorschrift der Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-
cherung DGUV Vorschrift 1 – Unfallverhütungsvor-
schrift „Grundsätze der Prävention“ (soll zukünftig 
die BGV A1 ersetzen), Entwurfsfassung vom Juni 
2013

§ 3 Beurteilung der Arbeitsbedingungen, Doku-
mentation, Auskunftspflichten
(1) Der Unternehmer hat durch eine Beurteilung der 
für die Versicherten mit ihrer Arbeit verbundenen 
Gefährdungen entsprechend § 5 Abs. 2 und 3 Arbeits-
schutzgesetz zu ermitteln, welche Maßnahmen nach 
§ 2 Abs. 1 erforderlich sind.

(2) Der Unternehmer hat Gefährdungsbeurteilungen 
insbesondere dann zu überprüfen, wenn sich die 
betrieblichen Gegebenheiten hinsichtlich Sicherheit 
und Gesundheitsschutz verändert haben.

(3) Der Unternehmer hat entsprechend § 6 Abs. 1 
Arbeitsschutzgesetz das Ergebnis der Gefährdungs-
beurteilung nach Absatz 1, die von ihm festgelegten 
Maßnahmen und das Ergebnis ihrer Überprüfung zu 
dokumentieren.

(4) Der Unternehmer hat dem Unfallversicherungsträ-
ger alle Informationen über die im Betrieb getroffenen 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes auf Wunsch zur 
Kenntnis zu geben.

(5) Für Personen, die in Unternehmen zur Hilfe bei 
Unglücksfällen oder im Zivilschutz unentgeltlich tätig 
werden, hat der Unternehmer, der für die vorgenann-
ten Personen zuständig ist, Maßnahmen zu ergreifen, 
die denen nach Abs. 1 bis 4 gleichwertig sind.
 

Weitere Informationen zur Gefährdungsbeurteilung 
und zum systematischen Arbeitsschutzhandeln sowie 
die aktuelle Fassung der Arbeitsschutzvorschriften 
finden Sie unter: 

www.gefaehrdungsbeurteilung.de
www.arbeitsschutz.nrw.de 
www.baua.de 
www.dguv.de
www.gda-portal.de
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Praxishilfen 

Checkliste Gefährdungsfaktoren

Ersteller: 		  Datum der Gefährdungsermittlung:

Betriebsbereich: 	

Arbeitsplatz/Tätigkeit: 	

1. �	� Mechanische  
Gefährdungen

	� 1.1 Ungeschützt 
bewegte Maschinenteile

	� 1.4 Unkontrolliert 
bewegte Teile

	� 1.7 …

	� 1.2 Teile mit gefährlichen 
Oberflächen

	� 1.5 Sturz, Ausrutschen, 
Stolpern, Umknicken

	� 1.3 Bewegte 
	 Transportmittel, 		
	 bewegte Arbeitsmittel

	� 1.6 Absturz

2. �	Elektrische Gefährdungen 	� 2.1 Elektrischer Schlag

	� 2.4 …

	� 2.2 Lichtbögen 	� 2.3 Elektrostatische 
Aufladungen

3. 	�Gefahrstoffe 	� 3.1 Hautkontakt mit 
Gefahrstoffen (Fest-
stoffe, Flüssigkeiten, 
Feuchtarbeit)

	� 3.4 Physikal.-chemische 
Gefährdungen (z. B. 
Brand und Explosions
gefährdungen, 
unkontrollierte chem. 
Reaktionen)

	� 3.2 Einatmen von  
Gefahrstoffen (Gase, 
Dämpfe, Nebel, Stäube 
einschl. Rauche)

	� 3.5 …

	� 3.3 Verschlucken von 
Gefahrstoffen

4. �	Biologische Arbeitsstoffe 	� 4.1 Infektionsgefährdung 
durch pathogene 

	 Mikroorganismen (z. B. 		
	 Bakterien, Viren, Pilze)

	� 4.2 Sensibilisierende 
und toxische Wirkungen 
von Mikroorganismen

	� 4.3 …

5. ��	�Brand und Explosions
gefährdungen

	� 5.1 Brennbare Feststoffe, 
Flüssigkeiten, Gase

	� 5.4 …

	� 5.2 Explosionsfähige 
Atmosphäre

	� 5.3 Explosivstoffe 

6. 	Thermische Gefährdungen 	� 6.1 Heiße Medien/
	 Oberflächen

	� 6.2 Kalte Medien/
	 Oberflächen

	� 6.3 …

7. ��	� Gefährdung durch 
spezielle physikalische 
Einwirkungen

	� 7.1 Lärm

	� 7.4 Hand-Arm-
Vibrationen

	� 7.7 Elektromagnetische 
Felder

	� 7.2 Ultraschall, 
Infraschall

	� 7.5 Optische Strahlung 
(z. B. Infrarote Strahlung 
(IR), ultraviolette 

	 Strahlung (UV), 
	 Laserstrahlung)

	� 7.8 Unter- oder Über-
druck

	� 7.3 Ganzkörper
vibrationen

	� 7.6 Ionisierende Strah-
lung (z. B. Röntgen-
strahlen, Gammastrah-
lung, Teilchenstrahlung 
(Alpha-, Beta- und 
Neutronenstrahlung))

	� 7.9 …
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Vorlage unter www.arbeitsschutz.nrw.de

8. �	�Gefährdungen durch 
Arbeitsumgebungs
bedingungen

	� 8.1 Klima (z. B. Hitze, 
Kälte, unzureichende 
Lüftung)

	�� 8.4 Unzureichende 
Flucht- und Verkehrs-
wege, unzureichende 
Sicherheits- und Gesund
heitsschutzkennzeich-
nung

	� 8.2 Beleuchtung, Licht

	� 8.5 Unzureichende 
Bewegungsfläche am 
Arbeitsplatz, ungünstige 
Anordnung des Arbeits-
platzes, unzureichende 
Pausen-, Sanitärräume

	�� 8.3 �Ersticken (z. B.
	 durch sauerstoffredu-		
	 zierte Atmosphäre), 
	 Ertrinken

	� 8.6 …

9. �	�Physische Belastung/
	 Arbeitsschwere

	�� 9.1 Schwere dynamische
	 Arbeit (z. B. manuelle 		
	 Handhabung von Lasten)

	� 9.4 Kombination aus 
statischer und dyna
mischer Arbeit

	� 9.2 Einseitige dynami-
sche Arbeit, Körperbe-
wegung (z. B. häufig wie-
derholte Bewegungen)

	� 9.5 …

	� 9.3 Haltungsarbeit 
(Zwangshaltung), 
Haltearbeit

10. �Psychische Faktoren 	��� 10.1 Ungenügend gestal-
tete Arbeitsaufgabe 

	 (z. B. überwiegende 		
	�� Routineaufgaben, Über- 

bzw. Unterforderung)

	� 10.4 Ungenügend gestal-
tete Arbeitsplatz- und 
Arbeitsumgebungsbe-
dingungen (z. B. Lärm,

	 Klima, räumliche Enge,
	 unzureichende Wahrneh-	
	 mung von Signalen und
	 Prozessmerkmalen, 		
	 unzureichende Soft-		
	 waregestaltung)

	� 10.2 Ungenügend gestal-  
tete Arbeitsorganisation 
(z. B. Arbeiten unter 
hohem Zeitdruck, wech-
selnde und/oder lange 
Arbeitszeiten, häufige 
Nachtarbeit, kein durch-
dachter Arbeitsablauf)

	� 10.5 …

	� 10.3 Ungenügend 
gestaltete soziale 
Bedingungen (z. B. 
fehlende soziale Kon-
takte, ungünstiges 
Führungsverhalten, 
Konflikte)

11. �Sonstige Gefährdungen 	� 11.1 Durch Menschen
	 (z. B. Überfall)

	� 11.4 …

	� 11.2 Durch Tiere 
	 (z. B. gebissen werden)

	� 11.3 Durch Pflanzen
	 und pflanzliche 
	 Produkte (z. B. sensi-		
	 bilisierende und 
	 toxische Wirkungen)
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39 Kontakte

Ihre zuständige Arbeitsschutzbehörde 
erreichen Sie unter:

Bezirksregierung Arnsberg
Seibertzstraße 1
59821 Arnsberg
Telefon: 02931  82-0

poststelle@bezreg-arnsberg.nrw.de 
www.bezreg-arnsberg.nrw.de 	

Bezirksregierung Detmold
Leopoldstraße 15
32756 Detmold
Telefon: 05231  71-0

poststelle@bezreg-detmold.nrw.de
www.bezreg-detmold.nrw.de

Bezirksregierung Düsseldorf
Cecilienallee 2
40474 Düsseldorf
Telefon: 0211  475-0 

poststelle@bezreg-duesseldorf.nrw.de
www.bezreg-duesseldorf.nrw.de

	
Bezirksregierung Köln
Zeughausstraße 2–10
50667 Köln
Telefon: 0221  147-0

poststelle@bezreg-koeln.nrw.de 
www.bezreg-koeln.nrw.de 

	
Bezirksregierung Münster
Domplatz 1–3
48143 Münster
Telefon: 0251  411-0 

poststelle@bezreg-muenster.nrw.de
www.bezreg-muenster.nrw.de

Kontakte – wer hilft weiter?

Infos im Internet
www.arbeitsschutz.nrw.de 

Hotline Arbeitsschutz-Telefon
0211 855 3311
montags bis freitags
8–18 Uhr

Expertenberatung online 
www.komnet.nrw.de/gesundearbeit
KomNet – Kompetenznetze NRW

Ministerium für Arbeit,
Integration und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen
Fürstenwall 25
40219 Düsseldorf

www.mais.nrw.de
info@mais.nrw.de

Landesinstitut für Arbeitsgestaltung
des Landes Nordrhein-Westfalen (LIA.nrw)
Ulenbergstraße 127–131
40225 Düsseldorf
Telefon: 0211 3101-0

poststelle@lia.nrw.de
www.lia.nrw.de



Ministerium für Arbeit, 
Integration und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Fürstenwall 25
40219 Düsseldorf 
Telefax: 0211 855-3211

www.mais.nrw.de
info@mais.nrw.de


